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Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 34. Mittag⸗Ausgabt. 


Deutſchland. 
0. C Reichstags⸗Verhandlungen. 
33. Sitzung vom 20. Januar. 

12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Leonhardt, Graf zu 
Eulenburg, v. Bülow, d. Amsberg u. A. ER 

Der Abg. Gerhard (Thorn, Kulm) zeigt an, daß er zum Kreisgexichts⸗ 
Rath ernannt ſei, ſich alſo in ähnlicher Lage befinde, wie der vom Stadt⸗ 
richter zum Stadigerichtsrath ernannte Abg. Hoffmann. Obwohl es ſich alio 
nur um eine Veränderung des Titels handle, wolle er doch die Eniſcheidung 
darüber, ob dadurch die Fortdauer ſeines Mandats in Frage geſtellt werden 
könne, dem Haufe überlaſſen. Das Schreiben wird an die Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion überwieſen. UM 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung verlangt der zweite Vicepräſident 
Abg. Hänel das Wort: In der geſtrigen Sitzung hat der Abg. Dr. Lucius 
die Bemerkung gemacht, daß das Verzei dniß der bei einem Namensaufruf 
Fehlenden in dieſer Seſſton nicht in Ueberetnſtimmung mit dem bisherigen 
Uſus geführt worden ſei. Es lönnte darnach den Anſchein erregen, als ob 
biermit ein Vorwurf gegen den gegenwärtigen Vorſtand des ſtenographiſchen 
Bureaus verbunden ſei, daß ſich derſelbe habe Willtürlichkeiten ge Schulden 
kommen laſſen. Ich weiß aus einer Unterredung mit Herrn Lucius, daß 
dies keineswegs ſeine Abſicht war. Um jedoch auch den Anſchein eines ſolchen 
Vorwurfs zu vermeiden, bemerke ich: es find beim Namensaufruf drei ber: 
schiedene Kategorien zu unterſcheiden, nämlich 1) Namensaufrufe behufs Ab: 
ſtimmung mit Ja und Nein. Hier iſt immer, auch in dieſer Seſſion, das 
vollſtändige Verzeichniß aller Anweſenden, Entſchuldigten und Feblenden in 
Uebereinſtimmung mit dem Uſus aller bisherigen Seſſionen geführt worden. 
Die zweite Kategorie des Namensaufrufes tritt dann ein. wenn Zettel: 
wahlen vorzunehmen find. Hier iſt ſchon jeit Conſtituirung des norddeut⸗ 
ſchen Reichstages immer die Praxis befolgt worden, daß keinerlei Namens⸗ 
verzeichniß in den ſtenographiſchen Bericht 8 wurde, ſondern 
einfach nur das Reſultat conſtatirt worden iſt. So iſt auch in dieſer Seſſion 
verfahren worden. 5 

— dritte Kategorie beſteht nun in dem Namensaufruf Behufs Conſta⸗ 
tirung der Veſchlußfabigkelt des Hauſes. Hier hat allerdings, nicht etwa 
blos in dieſer gegenwärtigen, ſondern bereits in früheren Seſſionen eine 
Abweichung von der Praxis des Reichstages des Norddeutſchen Bundes 
ftattgefunden. Bei dem Namensaufruf zur Conſtatirung der Beſchlußfäbig⸗ 
keit vor Conſtituirung des Hauſes ergiebt ſich nämlich eine Schwierigkeit ins 
ſofern, als der Präſident ſämmtliche Urlaubsgeſuche noch gar nicht entiſchie⸗ 
den und zur Kenntniß des Hauſes gebracht und ebenſo die Urlaubsgeſuche 
noch nicht verkündet hat. In dieſem Fall hat der Vorſteber des ſteno⸗ 
graphiſchen Büreaus ſich nicht für autoriſirt erachtet, das Verzeichniß der 
Beurlaubten und mit Entſchuldigung Fehlenden einzutragen. Cr iſt von 
der Erwägung ausgegangen, daß er, was im Plenum des Hauſes nicht ver⸗ 
kündet iſt, auch nicht in den ſtenograpbiſchen Bericht aufnehmen kann, und 
iſt die Befolgung dieſes Princips als vollſtandig correct anzuerkennen. Ich 
bemerke aber, daß in früheren Seſſionen allerdings anders verfahren wor: 


den ift; und wir werden auch von jetzt ab das möglicjit vollitändige Namens: A 


verzeichniß der Anweſenden und Abweſenden bei allen Abſtimmungen und 
bezüglich aller Wahlen herbeiführen. 3 

Das Haus tritt nunmehr in feine Tagesordnug ein und genehmigt zus 
nächſt den Antrag des Abg. Valentin, der Reichstag wolle beſchließen, die 
Ermächtigung zur ſtrafgerichtlichen Verfolgung des Redacteurs Max Seidl in 
München wegen Beleidigung des Reichstages nicht zu erteilen, ein Ber 
ſchluß, der geſtern wegen der im entſcheidenden Moment conſtatirten Be⸗ 
ſchlußunfähigkeit des Hauſes nicht gefaßt werden konnte. a 

„Dann folgt die erſte und zweite Berathung des Geſezentwurfs, betreffend 
die weitere geſchäftliche Behandlung der großen Juſtizgeſetze. 
In Uebereinſtimmung mit dem ausgeſprochenen Wunſche des Hauſes ſoll 
das Mandat der Juſtiz⸗Commiſſion bis zur nächſten Seſſion des Reichstages 
auf den Grundlagen des früheren desfallſigen Geſetzes vom 23. December 
1874 verlängert werden. Jedem Mitgliede der Commiſſion wird für dieſen 
Zeitraum freie Fahrt auf den deutichen Eiſenbahnen und ein Betrag bon 
2400 Mark aus der Reichskaſſe gewährt. 

Abg. Beſeler erklärt, daß er nicht das Wort ergreife, um ſich gegen 
den Geſetzentwurf zu erklären, ſondern nur, um feine Abſtimmung mit eini⸗ 
gen Bemerkungen über die Verhandlungen der Commiſſion zu begleiten. 
Wenn dieſe Bemerkungen vorzugsweiſe ktitiſcher Natur ſeien, jo möge die 
Commiſſion daraus nicht folgern, daß er ihre treue und gründliche Arbeit 
verkenne, er müſſe es aber aussprechen, daß in weiten Kreiſen dieſe Arbeiten 
nicht mit freudigrr Zuverſicht, ſondern mit ernſten Beſorgniſſen begleitet würden. 
So finde man in der Civilproceßordnung, der Perle der drei Ent⸗ 
würfe, das Princip der Mündlichkeit zu einſeitig betont, namentlich ſeitdem 
die Berufung ſtalt der Revifion — allerdings ſchon vom Bundes rathe — 
angenommen ſei. In dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz habe die Com⸗ 
miſſion ſich gegen die Handelsgerichte erklärt, obgleich das Handelsrecht erſt den 
1 von dem Handelsſtande zugeführt worden ſei, und doch habe man 

choffengerichte im weiteren Umfange beſchloſſen — aber freilich in einer 
Form, die nicht zu billigen ſei. Wolle man Schöffengerichte, jo müſſe man 
die Einrichtung treffen wie in der Schweiz und in den deutſchen Handels: 
gerichten, indem die Laien ſtändig dem Collegium eingefügt, nicht wie Ge- 
ſchworene in vereinzelten Fällen zugezogen würden und Theil an der Ber: 
antwortlichkeit und Chre des Richterſtandes nähmen. Sonſt lieber reine 
Spruchgerichte, welche auch in Straſſachen der Freiheit günſtiger ſeien. In 
der Strafproceßordnung habe man mit großer, vielleicht peinlicher Sorg⸗ 
falt das Recht des Angeſchuldigten gewahrt Dagegen babe man die Staats⸗ 
anwaltichaft, welche doch die dauerndengntereſſen des Staates und der bürs 
gerlichen Geſellſchaft vertrete, mit Mißtrauen umgeben. . 

Wolle man die öffentliche Anklage, und man habe ſie mit Recht der 
Popularklage vorgezogen. jo müfle man fie auch als eine große Staats⸗ 
inſtitution ausſtallen. Trotz dieſer Ausſtellungen, die ja nur Einzelnes be: 
rübren könnten, wolle Redner die Hoffnung auf das Zuſtandekommen der 
Geſetze nicht aufgeben, nur dagegen müſſe er ſich verwahren, daß die Her⸗ 
wellung der Rechtseinheit, fo unſchätzbar ſie ſei, alle Mängel 3 werde. 
Nur wenn das einheitliche Recht ein gutes Recht fei, dem Rechtsbewußt⸗ 
ſein und dem Bedürfniß des Volkes entſprechend, werde es zum Heile ge: 
reichen. Wenn die Reichsgeſetzgebung das nicht erreiche, fo werde fie auch 
dem Reiche nicht nützen: vestigia terrent. Aber ſelbſt wenn die Arbeiten 
der Commiſſion kein unmittelbares Ergebniß hätten, wenn vielleicht einzelne 
Probleme nicht zur Löſung reif ſeien und eine neue Reviſion nothwendig 
werde, jo würde dad Verdienſt der Commiſſion doch ungeſchmälert ‚bleiben, 
ihre Arbeiten würden für jede fpätere Geſetzgebung eine wichtige Grundlage 

men. Nedner könne daher mit voller Ueberzeugung für den Geſetzentwurf 


Arg. Windtborſt: Ich glaube nicht, daß die Vorlage, welche uns 
—— den Zwack bat, von uns ein Vertrauens, oder Mißtrauene 
votum für die Commisfion zu extrahiren. (Sehr richtig!) Ich meinerſeits 
werde fUr a Entwurf ſtimmen, obne mich dadurch für oder gegen die 
Thätigkeit der gesellen auszuſprechen. Uebrigens bin ich derſelben mit 
Aufmerkſamkeit gefolgt, und darf jagen, daß ich den Fleiß und die Einſicht 
der Herren in hohem Grade zu ehren Veranlaſſung babe. Mit allen ihren 
Beſchlüſſen einverſtanden 11 fein, das iſt mir nicht möglich, ich tönnte dieſen 
un jenen Beſchluß auch als meinen Anſchauungen nicht entſprechend ber 
zeichnen, und vielleicht auch Dinzufügen, daß noch andere Leute meiner An⸗ 
ſicht find, obwohl ich nicht bebaupten will, daß das „weitere Kreiſe“ find. 
Dafur bin ich ja auch nicht auf einer Profeſſorenſchule, die Herren ſehen in 
der Regel eine größere Zabl von Menſchen und glauben deshalb, weil ibrer 
Anſicht nicht widerſprochen wird, was unter Collegen nicht zuläſſig ist. 
A 5 Anſicht aller derer, vor denen fie fie ausgeſprochen haben. 

eiterkeit. 2 = 
Der verehrte Herr bal zunächſt die Frage des Civilprozeſſes erörtert und 
gemeint, daß man in der Commiſſion zu ſehr das Princip der Mündlichkeit 
bervorgehoben habe. Es kam mir vor, als hörte ich von Neuem die Stimme 
eines alten Gerichtspräſtdenten in Hannover, der mir ſehr befreundet war 
und mir, als im Jahre 1852 dort die Civilprozeßordnung eingeführt wurde, 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſchrieb, von jetzt ab ſei das Tiſchtuch zwiſchen uns zerſchnitten, denn was 
dort eingeführt werde, ſei Tolleit. Ich ſchickte ihm darauf meine Karte mit 
den einfachen Worten: „Ich bedaure.“ Nach einem Jahre kam derſelbe alte 
Herr und ſagte: „Ich komme, um Ihnen abzubitten. Ich habe jetzt dieſes 
Princip der Mündlichkeit mit durchgemacht und nachdem ich es aus Er⸗ 
EA kennen gelernt, babe ich meinen Entſchluß abzugehen aufgegeben: 
erſt jetzt kann ich Recht ſprechen.“ Man ſage auch nicht, m. H., es ſeien 
dazu ideale Richter und ideale Anwälte nötbig. Meine juriſtiſchen Lands 
leute grenzen ſehr nahe an die idealen Juriſten (Heiterkeit), wenigſtens habe 
ich bis jetzt keine beſſere Sorte geſehen, — aber Menſchen bleiben fie dort 
wie anderswo und doch verſichere ich Sie, daß das mündliche Verfahren ſich 
dort ganz vortrefflich bewährt bat. Ich bin alſo mit dem Grundſatze der 
Civilprozeßordnung ganz einverſtanden und was die Commiſſion daran ge: 
ändert hat, iſt auch gar nicht bedeutend, die Civilprozeßordnung iſt wirklich 
eblieben, was ſie war, und das war ſehr in der Ordnung. Sie iſt das 
Werk langer Arbeit und geſchaffen auf Grundlage einer Autorität, die ich 
auf dieſem Gebiet für maßgebend halte, auf der Autorität des Juſtizminiſters 
Leonhardt, der bor allen Anderen befähigt ift, dieſe Frage zu beurtheilen. 
Ich weiß wobl, daß er dieſen oder jenen Gedanken bat aufgeben müſſen, 
namentlich was das Beweis⸗Interlocut betrifft; aber wenn man für ganz 
Deutſchland eine Civilptoſeßordnung machen will, dann kann man nicht eigen: 
Nau auf dieſem oder jenem Princip beſtehen, ſondern muß auf Andere 
Rüdjiht nehmen, wenn es auch Schwächen find. Als ſolche betrachte ich 
allerdings die Anfechtungen, welche die Stellung des Beweis⸗Interlocuts 
vielfach, namentlich von preußiſchen Juriſten, gefunden bat. Fi 

Was dann die Berathung der Juſtizorganiſation betrifft, fo iſt die Com⸗ 
million damit in erſter Leſung noch nicht zu Stande gekommen, und es 
würde doch wirklich voreilig fein, ſchon jet eine definitive Kritik zu üben. 
Dieſen und jenen Beſchluß der Herren habe ich ſo aufgefaßt, daß er, wie es 
im parlamentariſchen Leben oft geſchieht, den Zweck und die Bedeutung einer 
e von Macht hat, die ſpäter die Compenſationsmittel hergiebt, 
wenn es ſich um Ausgleiche mit den Regierungen handelt. Die Organiſa⸗ 
tion und die Kriminalprozeßordnung find allerdings die ſchwierigſten Theile 
der Aufgabe, und ich bin ſebr geſpannt darauf, ob es gelingen wird, eine 
Kriminalprozeßordnung zu vereinigen. Dieſelbe ſchließt eine ganze Reihe 
politiſcher Fragen ein, ſo daß eine Einigung zwiſchen den Regierungen und 
uns ohne eine von beiden Seiten geübte Reſignation in der That kaum zu 
Stande kommen wird. Wenn die Herren von der Regierung kritiſiten woll“ 
ten, wie es der Vorredner gethan hat, dann würden ſie mit den Beſchluſſen 
der Commiſſion ganz unbarmherzig umgehen (ſebr richtig!) und ich bedauere, 
daß die heutige Erörterung uns nicht in den Fall ſatzt; wie könnten dann 
fo ungefähr wiſſen, wohin die Reiſe geht. (Heiterkeit) Ich aber ſage der 
verehrlichen Commiſſion: nur kräftig weiter, das Schlußwort bleibt noch zu 
ſprechen! (Sehr richtig!) Was die Schöffen betrifft, fo bin ich nicht recht 
klar darüber geworden, was der Vorredner den Beſchlüſſen der Commiſſion 
ſubſtituiren will. Er hat uns nur auf die Schweiz bingewieſen. Wenn er 
aber will, daß wir ſlatt rechtsgelebrter ſtändiger Richter nichtrechtsgelehrte 
ſtändige Schöffen haben ſollen, dann würde ich ihm auf das Allerentſchie⸗ 
denſte widerſprechen. Ob man Schöffen in der Art ſchaffen ſolle, wie der 
bg. v. Schwarze ſie entwickelt hat, das werden wir allerdings eingehend 
prüfen müſſen. 

Was die Staatsanwaltſchaft bertriſſt, fo muß ich allen darauf be⸗ 
zuͤglichen Beſchlüſſen der Commiſſion meinen vollſten Beifall ausſprechen. 
Ich bätte hier noch viel zu ſagen und will den Vorredner nur auffordern, 
die Dinge nicht ideal, ſondern recht real anzuſehen. Wie in neuerer Zeit 
die Staatsanwaltſchaft in Preußen mißbraucht worden iſt, das iſt eine offen: 
kundige, in jedem Tageblatt zu leſende Thatſache und da heißt es allerdings: 
vestigia terrent! Ob das, was man der Anklage des Einzelnen ſubſtituirt 
bat, genügend iſt, werden wir demnächſt ſehen. Ich hätte übrigens alle dieſe 
Bemerlungen heute unterdrückt, wenn nicht ein recht ſcharfer Angriff gemacht 
wäre, der, mag er noch ſo loſe eingewickelt ſcheinen, doch ſebr prägnant und 
ſchneidig war. Meine Herren, laſſen Sie ſich nicht irre machen! Wir ver⸗ 
längera Ihnen mit Freuden das Mandat und haben die Uederzeugung, daß 
Sie, wie bisber, alle Kräfte anwenden werden, um ein gutes Werk zu Stande 
zu bringen. (Beifall) 

Abg. Lasker: Ich kann um ſo eher als Mitglied der Commiſſion das 
Wort nehmen, weil ich während der Zeit, wo fie die ſchwierigſten Arbeiten 
erledigt bat, an denſelben nicht Theil genommen babe. ch war, wie Sie 
wiſſen, bis zum 1. October d. J. verhindert und babe mit der Aufmerkſam⸗ 
keit, welche erforderlich war, um ſowohl an den Verhandlungen ſeit October, 
als auch an den zweiten Leſungen mit Erfolg theilnehmen zu lönnen, nach⸗ 
ſtudiren müſſen, andererſeits glaube ich den Vortheil zu haben, als ſeit 
October, alſo beigabe ſeit 4 Monaten, inmitten der Commiſſion ſtehend, die 
Arbeiten auf das Genaueſte zu kennen, und glaube, daß der Grund der 
Beſorgniſſe ded Abg. Beſeler zum großen Theil auf den ſehr unvollkomme⸗ 
nen und einſeitigen Mutheuungen, welche in die Oeffentlichkeit gedrungen 
ſind, zum Theil auf Antictpaljon eines Urtheils beruht. Dies läßt ſich be: 
ſonders an dem Gejch über den Civilproceß erweiſen, bei welchem der Abg. 
Beſeler ſelbſt in ſeinen eigenen Worten einer ſehr erheblichen Antinomie ſich 
ſchuldig gemacht hat. Er hat dieſe Vorlage als die Perle unter den Juſtiz⸗ 
gelegen gerübmt und doch das Syſtem des Civilproceſſes — ich verſtehe 
darunter den Regierungsentwurf — für unannehmbar erklärt. 

Wenn dies Syſtem nicht annehmbar iſt, fo hat das Geſetz keinen An⸗ 
ſpruch auf Lob, denn ſeine Seele ruht in der Mündlichkeit, die er als un⸗ 
durchführbar getadelt bat. Ich verſtehe nicht, wie dieſe beiden Urtbeile zu 
vereinigen ſind, und weiß nicht, was die Commiſſion mit dieſem Lob und 
Tadel zu thun bat, denn ſie hat dies Syſtem weder geſchaffen noch in einem 
Punkte abgeändert oder verſchärft; es iſt alſo dieſer Angriff an die Adreſſe 
der Regierungen zu richten und ihnen vorzuwerfen, daß ſie einen im Sinne 
des Redners unannehmbaren Civilprozeß vorgelegt baben; er darf aber nicht 
zuerſt die Regierungsvorlage loben und dann dies Lob zurücknehmen, indem 
er die Civilprozeß Ordnung als unausführbar erklart. An der Berathung 
des Gerichts⸗Organiſations-Geſetzes babe ich von Anfang an theilgenommen. 
Ich theile den Standpunkt des Abg. Beſeler in Bezug auf die Handels 
gerichte völlig und halte ihn für überaus inſtruirt, wenn es ſich um die Her⸗ 
tellung der Rechtseingeit in Deutſchland handelt, aber ich kann verſichern, 
daß bei dem ganzen Organiſationsgeſetz eine ſehr große Uebereinſtimmung 
bis auf wenige Punkte ſich herausgeſtellt dat, und ſoweit ich die Haltung 
der Regierungen kennen gelernt habe, bin ich zu der Ueberzeugung gekom⸗ 
men, daß ein Scheitern des Juſtiz Organiſations⸗Geſetzes durch Widerſpruch 
der Regierungen und der Commiſſion im höchſten Grade unwahrſcheinlich 
iſt, denn Jedermann ſowohl in der Commiſſion, wie jede der Regierungen 
iſt unzweifelbaft ganz erfüllt von der Verantwortlichkeit, welche der eine oder 
andere Theil auf ſich laden würde, wenn er bei ftreiigen Punkten einſeitig 
auf ſeinen Anſichten beſteben und Deulſchland die Rechtsorganiſation, die 
Rechtseinheit vorenthalten würde. Dieſem inneren Druck der Verhältniſſe 
vertraue ich und habe nichts gefunden, was die entgegengeſetzte Beſorgniß 
wahrſcheinlich machen lönnte. N 

Was den Strafproceß anbenifft, To gilt es allen Mitgliedern der Com» 
miſſion als ſelbſtverſtändlich, und, wic ich glaube, auch den Vertretern der 
Regierungen, daß er ſehr beeinflußt werden wird von der letzten Geſtaltung 
der Organiſationsgeſetze; es kaun daber jetzt ein beſtimmtes Urtbeil über den 
Ausfall des Smafproeeſſes nicht gefällt werden. Die Juſtizcommiſſion war 
in einer ſchwierigen Lage, fie bat ſich entſchloſſen zur Berathung des Straf: 
proceſſes, aber unter der ſeſtgehaltenen und ſtillſchweigenden Vorausſetzung, 
daß eine totale Repiſion wird eintreten müſſen, nachdem die Beſchlüſſe über 
das Gerichtsorganiſationsgeſetz vorliegen. Deshalb glaube ich, daß man bor- 
ſichtiger Weiſe über ein Reſultat, welches io ſehe durch den Ausfall eines 
andern Geſetzes bedingt iſt, ein endgiltiges Urtheil noch nicht fällen kann. 
Daß natürlich, für das Schreiben in den Zeuungen und das Sprechen in 
Geſellſchaften, um feine Unzufriedenbeit auszudrücken, die vorläufigen Ber 
ſchlüſſe Anhalt genug bieten, will ich nicht in Abrede ſtellen, aber für ein 
Urtheil, welches mit dem Gewicht der Verantwortlichkeit innerhalb der Volks⸗ 
vertretung abgegeben wird und große Beſorgniß in dem Volte erregen kann, 
welches durch das Gewicht des Redners die Arbeiten der Commiſſion im 
hoͤchſten Maße erſchweren kann, ſcheint mir nicht Material vorzuliegen. (Sehr 


Freitag, den 21. Januar 1876. 


gut!) Welchen Vortheil ſoll die Juſtizcommiſſion von Anregungen, wie die 
jetzt vorgetragenen, haben? aß eine vollſtändige Entwickelung der 
Meinungen, in welcher eine ſo bedeutende Autorität wie Herr Abg. Beſeler 
das Wort nehmen mochte, der Commiſſion ſehr nützliches Material ges 
währen könnte, wird Niemand bezweifeln und dazu haben wir ja die erſte 
Leſung gehabt; aber fo rhapſodiſche Bemerkungen, wie das geſcheben iſt, zu 
machen, damit ſich die Commiſſion Material daraus getalte, halte ich nicht 
für richtig. Wer die Protokolle der Commiſſion durchlieſt, wird finden, 
daß faſt auf jeder Seite ſolche allgemeine Betrachtungen unter den Mit⸗ 
gliedern der Commiſſion ſelbſt angeſtellt worden find. Es iſt in Deutſchland 
eine allgemeine Sitte, daß gegen den, welcher eine ſehr ſchwere Arbeit un⸗ 
ternimmt, auch das Gewicht einer nicht immer wohlwollenden perſönlichen 
Be gerichtet wird. Wir haben dies im Parlament und in den Come 
miffionen. 

Während die Verhandlungen geführt worden find, hat ſich das Geſchrei 
verbreitet, ſei es durch die Tagesblätter, ſei es durch Unterhaltungen, was 
den Mitgliedern der Commiſſion das Leben ſehr ſchwer gemacht hat. Man 
bat noch nicht vollendete Arbeiten, welche bekanntlich nicht allen gezeigt zu 
werden geeignet ſind, zum Gegenſtande dieſer Kritit gemacht und hat denen, 
die ſich die Mühe gegeben haben, das Leben gründlich verbittert. Was für 
Vorwürfe wurden nicht bei dem Militärgeſetz durch ganz Deutſchland gegen 
die Commiſſion, die dieſe ſchwierige Arbeit zu vollziehen hatte, erhoben! Und 
ſobald das Geſetz vollendet war, kam der Dank von allen Seiten, daß die 
Sache gründlich geordnet worden ſei. Gleicherweiſe kam Spott und Vorwurf 
von allen Seiten über die Commiſſion, welche im vorigen Jahre das Bank⸗ 
geſetz berieih, und als es zu Ende gebracht war, ſtattete man ihr Dank für 
die gelieferte ſchöne Arbeit ab; während der Berathung iſt das Geſetz na 
dem Urtheil der Außenſtehenden mindeſtens ſechs Mal verloren geweſen. J 
boffe, daß es mit den Juſtizgeſetzen ebenſo gehen wird: ſobald ſie fertig fein 
werden, wird die Commiſſion den Dank für die ſchwierige Arbeit, der ſie ſich 
unterzogen hat, von allen Seiten erhalten. Wenn ich aber überlege, ob es 
nicht beſſer iſt, auf die ſcharfe Kritik in der Zwiſchenzeit und den lauten Dank 
ſpäter zu verzichten, ſo glaube ich, daß es beſſer iſt, wenn man ungeſtört die 
Commiſſion fortarbeiten läßt und ihr möglicherweiſe auch ſpäter den Dank 
nicht abſtattet. Wenn im Hauſe die Abſicht ift, die Arbeiten zu Ende führen 
zu laſſen, wogegen bis jetzt noch kein Widerſpruch erhoben worden iſt, dann 
bat das Haus auch allen Grund, ih vom Ertheilen eines Vertrauens⸗ oder 
eines von den Thatſachen noch nicht begründeten Mißtrauensvotums zu ent⸗ 
balten und nicht die ohnehin ſchwierigen Arbeiten durch ſcharf treffende Ur⸗ 
Br viel ſchwieriger und peinlicher für die Mitglieder der Commiſſion zu 
machen. 

Bundesbepollmächtigter Juſtizminiſter Dr, Leonhardt: Wie dankbar ich 
auch dem Abg. Windthorſt für die überaus freundlichen Worte bin, welche 
meine Perſon zum Gegenſtand haben, ſo muß ich doch e 
wenn er behauptet haf, daß in neueſter Zeit in dem preußiſchen Staate die 
Staatsanwaliſchaft gemißbraucht worden ſei. So lange ich preußiſcher Mi⸗ 
niſter bin, iſt das auch nicht in einem einzigen Falle geſchehen. (Oho! im 
Centrum.) Gewiß nicht, nennen Sie mir den Fall, dann werde ich ant⸗ 
worten, auf allgemeine Behauptungen hin kann ich nur Verwahrung eins 
legen. Ich bin mir deſſen völlig dewußt, was ich gethan habe und werde 
mich gegen contra quem et quos zu vertheidigen in der Lage ſein. Meine 
Herren, es würde mir nicht ziemen, ein Urtbeil über die Arbeiten Ihrer 
Juſtizcommiſſion abzugeben, ich kann mich auch nicht darüber äußern, ob die 
Metbode, welche die Juſtizcommiſſion eingeſchlagen bat, die richtige war 
oder nicht. aber das muß ich der Juſtizcommiſſien doch bezeugen, daß ſie mit 
großem, viel zu großem Eifer gearbeitet hat, daß ihre Verhandlungen außer⸗ 
ordentlich eingebend und ſelbſt für Jemanden, der um die Sache genau Ber 
ſcheid weiß, belehrend ſind. Das muß ich bezeugen, weil ich wiederholt in 
der Juſtizcommiſſion anweſend geweſen bin und dieſe Ueberzeugung gewon⸗ 
nen babe. In Betreff des Straſproceſſes iſt von dem Abg. Windthorſt mit 
Recht hervorgehoben worden, daß es einer großen Reſignation bedürfen 
würde, um dieſen Entwurf wirklich ins Leben zu führen. 
der Verhandlungen berechtigte zu dieſer Bemerkung. Ich boffe mit dem Abg. 
Lasker, daß es möglich ſein wird, ein Verſtändniß über das Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz herbeizuführen, aber dieſes Verſtändniß ift, ſoweit ich die Sache 
überſebe, noch lange nicht erreicht und große Schwierigkeiten werden noch 
zu überwinden fein. - 

Ueber den Beſchluß, betreffend die Beſeitigung der Handelsgerichte, habe 
ich mich nicht zu äußern, geitatte mir jedoch zu bemerken, daß es mich in 
nicht geringes Erſtaunen geſetzt bat, daß über dieſen Beſchluß außerordentlich 
ungünſtige Urtheile gefällt wurden. Ich bin entſchieden für die Beibehaltun 
der Handelsgerichte und zwar aus politiſchen Gründen. Ich glaube, es i 
aus politiſchen Gründen unthunlich, die Handelsgerichte in den Staaten, in 
denen ſie bisher mit großer Wirkſamkeit beſtanden haben, zu beſeitigen. Das 
gegen muß man anerkennen, daß vom allgemeinen legislativen Geſichts⸗ 
punkte aus die Frage den größten Bedenken ausgeſetzt iſt, und daß es keinen 
herben Tadel verdient, wenn die Juſtizcommſſſion der Anſicht beigepflichtet 
bat, welche man, wie es ſcheint, von vielen Seiten verwirft. — Das Princip 
der Mündlichkeit in die Civilproceßordnung bat die Commiſſion, ſoviel ich 
weiß, nach keiner Seite bin erweitert, wie der Abgeordnete Beſeler behauptet 
bat. Ich wüßte auch gar nicht, wie die Commiſſion es hätte anfangen ſollen, 
dies Princip in noch weiterem Umfange zu gewähren. Man könnte ihr 
böchſtens vorwerfen, daß fie nicht das Princip der Mündlichkeit, wie es in 
der Vorlage durchgeführt iſt, beſchrankt bat. : 

Perſönlich verwahrt ſich der Abgeordnete Beſeler gegen die Vorwürfe 
der Voreiligkeit und der Nichtbeachtung ſeiner Pflicht als Volksvertreter. 
Die Anſpielungen des Abgeordneten Windthorſt auf die Profeſſorenweisbeit 
kenne er ſchon vom Frankfurter Parlamente ber; es ließe ſich auch, wenn 
man wollie, der Stand des Abgeordneten Windthorſt zum Gegenſtand von 
Bemerkungen machen. Doch verzichte er darauf. Abgeordneter Windt⸗ 
borft will ſich in keiner Weiſe von dem Vorredner etwas ſchenken laſſen. 
Abgeord. Lasker aber kann ſich nicht erinnern, dem Abgeordneten Beſeler 
vorgeworfen zu daben, daß er ſich ſeiner Verantwortlichkeit als Abgeordneter 
nicht bewußt geweſen ſei. 2 8 

Die erſte Berathung wird geſchloſſen und darauf das Geſetz in zweiter 
Berathung unverändert und ohne Debatte genehmigt. 

Es folgt die zweite Berathung der der XII. Commiſſion zur Vorberathung 
überwieſenen Paragraphen der Novelle zum Strafgeſetz buch. 

Referent Abg. v. Schwarze: Die Commiſſion hat ſich zunächſt vergegen⸗ 
wärtigt, daß der größere Theil der ihr übergebenen Paragraphen ſich mit 
den ſogenannten Antragsdelicten rg Sie hat in Bug auf dieſe 
Antragsdelicte zwei ſehr tief greifende Aenderungen dem Strafgeſetzbuch 
gegenüber vorgeſchlagen, von denen ſich die eine au Zurückaahme des Strafe 
antrages, die andere auf die Zahl derjenigen Del icte bezieht, deren Verfol⸗ 
gung nur auf den Antrag des Verletzten eintreten ſoll. Beide Rüchſichten 
mußten in der Commiſſion nothwendiger Weiſe die Frage zur Discuſſion 
bringen, ob und inwieweit die Aenderung des Strafgeſetzbuches in Bezug 
auf die Zahl der Antragsdelicte auch auf andere, in der Vorlage nicht bez 
rührte Vergehen auszudehnen ſei. Denn dieſelben Motive, welche für die 
Aufhebung des Strafantrages bei einigen in der Vorlage aufgeführten De⸗ 
licten ſprechen, gelten auch für andere Anfragsdelicte, die in der Vorlage 
nicht abgeändert worden find. Noch beftimmter trat dieſe Erwägung an 


uns heran in Bezug auf die Frage, ob und inwieweit die Beſtimmung, daß 


eine Zurücknahme des Antrages nicht mehr zuläſſig fein folle, auch bei ſol⸗ 
chen Delicten maßgedend ſei, bei denen die Vorlage eine Zurücknahme des 
Strafantrages noch ferner geitatten will. Die Commiſſion it aber gend 
eweſen, über den Kreis der Vorlage ſelbſt binauszugehen und ſämmtli 
utragsdelicte des Strafgeſetzbuches nach dieſen beiden Richtungen bin zu 
prüfen. Die vielfachen Beſchwerden, welche in Bezug auf die Beſimmmce 
des Strafgeſetzbuches über die Antragsdelicte laut geworden, argen Weise 
der früheren Berathung ausreichend gewürdigt worden. Natüxlicher Bes 
kam auch in der Commiſſion die Frage zur Sprache, inne een a 
ſchwerden begründet find. Bei dieſer Gelegenheit wurde don — — 
Mitgliedes, eines ſehr erfahrenen Richters, conſtatirt, da — lite: 
Rechtsgebiete, welchem er angebört, Beſchwerden über die 155 er eben, 
dem Maße, wie wir fie zu bören gewöhnt find, nicht hervorgetreten ſeien, 


Der ganze Lauf 


daß er alſo ſeinerſells ein Bedürfniß zu einer Abänderung nicht anarleihen 


maßgebend. 


könne. 5 

Eine gleiche Erklärung iſt von einem Vertreter der verkündeten Regie⸗ 
zungen abgegeben worden. Es hat ſich ferner berausgeſtelct, daß die falſche 
Auffaſſung, von welcher die Gerichte in Bezug auf die Antragsfrage aus⸗ 
gegangen ſind, vielfach mit Anlaß zu den Beſchwerden über die Beſtimmun⸗ 
gen des Strafgeſdtzbuches gegeben bat, und daß die letzteren andererſeitg 
dadurch häufig hervorgerufen ſind, daß die Landesgeſetzgebung die von dem 
Strafgeſetz naturgemäß gelaſſenen Lücken nicht ausgefüllt, ferner daß man 
den Beſtimmungen über die Antragsdelicte Folgen zugeſchrie ben hat, die theils 
uberhaupt nicht, theils wenigſtens nicht ausſchließlich dieſen Beſtimmungen 
zugeſchrieben werden können, wie dies namentlich in Bezug auf Körper⸗ 
verletzungen der Fall iſt. Man giebt ſich ferner einer trügeriſchen Hoffnung 
bin, wenn man glaubt, es werde mit der Annahme der Vorlage der elende 
Schacher, der mit Ablauf des Antragsrechts getrieben wird, völlig erlöſchen. 
Derſelbe wird wie bei den Antragsdelicten, jo bei den übrigen Delicten ge⸗ 
trieben, doch wird er durch die Annahme der Beſtimmungen über die Zu⸗ 
rücknahme des Antrages weſentlich reducirt werden, er wird aus den Ge⸗ 
richtsſälen verbannt werden, ſich in das Geheimniß zurückziehen und mindeſtens 
nicht unter dem Scheine des Rechts wie jetzt getrieben werden. Die Be⸗ 
ſchwerden über die Antragsdelicte ſind in einem großen Theile mit großer 
Lebhaftigkeit laut geworden, ſehr trübe Erfahrungen ſind in dieſer Beziehung 
gemacht, eine ſchwere Schädigung des allgemeinen Rechtsbewußtſeins iſt ein⸗ 
getreten und das Auſehen des Stlafgeſetzbuchs ebenſowohl wie das der 
Strafrechtspflege weſentlich gefährdet worden. Eine ſitiliche Gemeinheit und 
Verworfenheit hat ſich der Beſtimmungen bes Geſetzbuchs über Antragsdelicte 
bemächligt, jo daß die Geſetzgebung Abhilfe ſchaffen muß. . 

Hätten ſich nur in kleinen Territorien ſchlimmere Erfahrungen herausge⸗ 
ftelt, jo wäre dies zu einer Aenderung nicht maßgebend geweſen, wo aber 
die Sckädigung der öffentlichen Moral ſo allgemein war, wie es bei der 
Durchführung der Aunagsbeſtimmungen der Fall war, da muß das Reich 
dieſen Schäden entgegentketen. Die Aenderungen welche die Vorlage vor⸗ 
ſchlägt und die wir in der Hauptſache acceptiren, treten nicht ſtörend in das 
Syſtem des Strafgeſetzbuched ein. Denn der Antrag berührt nicht die ſtraf⸗ 
rechtliche Natur des Verbrechens; die Handlung bleibt an und für ſich ſtraf⸗ 
bar mit oder ohne Antrag. Ob aber die ſtrafrechtliche Verfolgung von dem 
Antrage des Verletzten abhängig zu machen ſei, dazu ſind nicht allein 
juriſtiſche, ſondern auch ſociale und andere Erfahrungen nothwendig und 
Nach der Geſtaltung der focialen Verhältniſſe lann ſich alſo von 
Zeit zu Zeit die Handhabung der Antragsdelicte ändern, je nach der Auf⸗ 
faſſung, welche die Beſtimmung im Volke gefunden hat, und den Erfah⸗ 
rungen, welche die Anlragsbeſtimmungen im Volke nach ſich gezogen haben. 

Im 8 64 iſt eine weſentliche Aenderung der Beſtimmung des Strafgeſetz⸗ 
buches über die Verfolgung der Antragsdelicte vorgeſchlagen. Nach dem 
Strafgeſetzbuche iſt die Rücknahme des Strafantrages zuläſſig bis zur Ver⸗ 
kündigung eines auf Strafe lautenden Erkenntniſſes. Die Vorlage hat da⸗ 
gegen die Rücknahme bis zu dieſem Termine geſlaltet, jedoch die Rücknabme 
ſelbſt beſchränkt und als Regel aufgegeben. Die Majorität der Commiſſion 
hat ſich mit dem Sage des Entwurfs einverſtanden erklärt und nur die Be⸗ 
ſtimmung ſelbſt in einigen Beziehungen modificitt. Nach der Vorlage ſoll 
die Rücknahme des Strafantrages nur bei Beleidigungen zuläſſig ſein, die 
Commiſſion bat dieſe Beſugniß auf einige den Injurien verwandte Deliete 
ausgedehnt. Auch ſoll bei Antragsdelicten gegen Angehörige des Verletzten 
die Rücknahme des Antrages geſtattet fein. Derjenige Antrag, welcher die 
Commiſſion am meiſten beſchäftigt hat, von der Majorität aber abgelehnt 
worden iſt, bezog ſich auf die Form des Antrages. Das Geſetz ſollte für die 
nötbige Klarbeit Sorge tragen, daß der Verletzte auch in der That die ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung des Thäters verlangt habe. 

Es kommt in der Praxis ſehr oft vor, daß ſolche Anträge unklar und 
undeutlich ſind. Sehr oft iſt das Motiv eines ſolchen Antrages nur der 
Wunſch, geſtohlene, abgeſchwindelte Sachen wieder zu erhalten, keineswegs 
die srafrechtliche Verfolgung des Thäters dadurch zu veranlaſſen. Es war 
von mehreren Abgeordneten verlangt worden, daß der Antrag des Verletzten 
erſt dann volle Giltigkeit und Wirkſamkeit erlangen ſolle, wenn derſelbe bei 
ſeiner erſten Befragung durch den Staatsanwalt oder das Gericht dieſen 
Antrag wiederholt. Einig war die Commiſſion darin, daß es dringend er⸗ 
forderlich ſei, ſich in jevem einzelnen Fall Gewißheit darüber zu verſchaffen, 
ob der Verletzte den Antec auf ſtrafrechtliche Verfolgung wirklich babe 
ftellen wollen, oder ob fein Antrag auf einer andern Tendenz beruhe, daß 
daher der Staatsanwalt und der Richter in dieſer Beziehung durch Befragung 
des Verletzten ſich Gewißheit zu verſchaffen verbunden ſei. Die Majorität 
der Commiſſion erklärte ſich jedoch gegen einen dahin gehenden Antrag, weil, 
obgleich ſie die Motive für vollkommen berechtigt und zutreffend hielt, ſie ſich 
doch der Befürchtung nicht verſchließen konnte, daß durch die Einführung 
einer ſolchen Form eine weſentliche Erſchwerung der Rechtſuchenden berbei⸗ 
geführt werden könne, daß man in Betracht ziehen müffe, daß ein großer 
Theil der Antragſteller Leute aus den unterſten Schichten des Volkes ſeien, 
die man nicht mit großem Zeitaufwande beläftigen dürfe, um das geſtörte 
und verletzte Recht, über deſſen Verletzung ſie ſich beſchweren, zur Geltung 
vor dem Gerichte zu bringen. Daber iſt dieſer Antrag verworfen worden. 
Andere Anträge bezogen ſich auf die Friſt, innerhalb deren der Antrag zurück⸗ 
3 7 werden kann. Nach dem Strargeſetzbuch läuft bekanntlich Diele 
Friſt bis zur Verkündigung eines Erkenntniſſes, während die Vorlage die 
Rücknahme in der Regel überhaupt nicht geſtattet. Der in Vorſchlag ge⸗ 
brachten Friſt von acht Tagen ſteht entgegen, daß hiermit eine ganz willkür⸗ 
liche Beſtimmung getroffen werden würde, die ohne die mindeſte Berechtigung 
in ſich in den verſchiedenſten Fällen ganz verſchieden wirken kann. 

Viel eingehender wurden die von mehreren Commiſſions mitgliedern ge: 
ſtellten Anträge behandelt, die Friſt für die Zurücknahme des Strafantrages 
bis zur Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens reſp. der Hauptverhandlung 
feſtzuſetzen, um den vielleicht in der Uebereilung oder in der Hitze geſtellten 
Antrag innerhalb einer mäßigen Friſt zurücknehmen zu können. Die Ma⸗ 
jorität verwarf dieſe Anträge, einmal weil der beantragte Wortlaut nach 
den, ja nach ganz verſchiedenartigen Proceßordnungen Deutſchlands eine ganz 
verſchiedene Auffaſſung finden würde, dann aber auch, weil die hier geitellten 

iſten unter Umſtänden ſehr lange dauern können, indem bei dem Antrage: 

Bis zur Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens“ das ganze ſogenannte 

erutinialberiahren bei dem Staatsanwalt vorausgehe bei dem Antrage: 
„Bis zur Eröffnung der Hauptverhandlung“ dieſes Verfahren in die Vor⸗ 
unterſuchung falle, jo daß eine große Maſſe Erhebungen und Erörterungen 
durch die Staatsanwaliſchaft, beziehentlich durch das Gericht vorgenommen 
wird und dadurch das Motiv, welches den Geſetzgeber bewogen hat, die Ver⸗ 
folgung an den Antrag des Verletzten zu binden, völlig erledigt iſt; denn es 
wird durch ſolche Etörterungen und Erhebungen der Fall ausreichend be⸗ 
kannt, vielfach beſprochen und erlangt eine Publicität, der gegenüber der 
Verletzte nicht mehr jagen kann, es liege in feinem Intereſſe, daß die Sache 
nicht weiter beſprochen werde. Es wurde endlich der Antrag geſtellt, dem 

tragſteller, der ſeinen Antrag zurücknimmt und dadurch das Verfahren 
ſiſtirt, die erwachſenen Koſten . von der Commiſſion aber ver⸗ 
worfen, weil dieſe Frage in die Straſproceßordnung gehört, wie auch eine 
ſolche Beſtimmung in dem uns vorliegenden Entwurf der Strafproceßordnung 
enthalten iſt. Man meinte auch von mehreren Seiten, daß es einer ſolchen 
Beſtimmung gar nicht bedürfe, daß es ſelbſtverſtändlich ſei, daß, wer durch 
einen ſolchen Antrag die Thätigkeit des Gerichts hervorgerufen hat und aus 
eigenem Antrieb wieder ſiſtirt, derbunden ſei, die Koſten zu tragen. 

Da die Frage, wann der Strafantrag zurückgenommen werden darf, nicht 
nur im Strafgeſetzbuch, ſondern auch in verſchiedenen Reichsgeſetzen vor⸗ 
kommt, ſo kann man ſich fragen, ob und inwieweit die hier im Entwurf 
ey Beſtimmungen auf die betreffenden Reichsgeſetze Anwendung 
u finden haben. Unter Zuſtimmung der Regierungsvertreter ſprach ſich die 

ſommiſſion dahin aus, daß nach . Grundſatzen zu ſagen ſei: in 
den Reichsgeſetzen, die eine ſpecielle Beſtimmung darüber enthalten, bat es 
dabei ſein Bewenden, in denen, die eine beſondere Beſtimmung darüber nicht 
7 geht es nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundsätzen, mithin 
künſtig nach den Beſtimmungen der Vorlage, ſofern fie Ihre Zuſtimmung 

det. — Die Commiffion beantragt, dem § 64 der Vorlage zuzuſtimmen. 

In der Specialberathung wird zunächſt § 64, wonach die Zurücknahme 
des 1 euincnet in den geſetzlich beſonders . Fällen und 
nur bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Urtheils zuläſſig ift, 
ohne Debatte angenommen. 

Es ſolgt der § 102, der gegenwärtig lautet: Ein Deutſcher, welcher im 
Inlande oder Auslande, oder ein Ausländer, welcher während ſeines Aufent⸗ 
dalts im Inlande gegen einen nicht zum Deutſchen Reiche gebörenden Staat 


oder deſſen Landesherrn eine Handlung vornimmt, die, wenn er fie gegen A 


einen Bundesſtaat oder einen Bundesfürſten begangen bätte, nach Vorſchrift 
der SS 81 bis 86 zu beſtrafen fein würde, wird in den Fällen der §8 81 bis 
84 mit Feſtungshaft von Einem bis zu 

dernde Umſtände vorbanden ſind, mit Feil 


16.— Die Ve 


erfolgung iritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Regierung ein. a > 7 

ach der Regierungsvorlage ſollen die cefperrt gedruckten Schlußworte 
in Wegfall kommen. 5 N 

Dagegen bat die Commiſſion vorgeſchlagen, das zweite Alinea des Para⸗ 
ee eizubehalten und hinzuzufügen: „Die Zurücknahme des Antrages 

iſt zuläſſig“. 

Es liegen ferner vor: 

1) ein Amendement des Abg. Dr. Banks, worin auch die Aufrecht ⸗ 
erhaltung des letzten Theiles ves erſten Abſatzes beantragt wird; (die Com: 
miſſion bat nämlich die Beſchlußfaſſung über die Frage der Reciprocität als 
außer ihrer Competenz liegend abgelehnt) ; 8 

2) ein Antrag der Abgg. Thilo und Dr. Lucius (Erfurt): das zweite 
Alinea des Paragraphen zu ſtreichen und anſtatt deſſen zu ſagen: „die Ver⸗ 
Naa tritt nur auf Ermächtigung des Auswärtigen Amis des Deutſchen 
Reichs ein“. 

Referent Abg. Dr. v. Schwarze bemerkt, daß ein dem Thilo'ſchen 
Amendement entſprechender Antrag von der Mehrheit der Commiſſion ab⸗ 
gelehnt worden iſt, weil die Ermächtigung des auswärtigen Amts ſowohl 
wegen der Verlegenheit, die man dieſer Behörde unter Umſtänden bereiten 
könne, als auch wegen des darin liegenden Eingriffs einer nicht der Juſtiz⸗ 
verwaltung unterſtebenden Behörde in die Rechtspflege als ein bedenkliches 
Expediens erſchienen ſei. 

Abg. Thilo bezeichnet den Standpunkt der Regierungsvorlage als den 
Grundſätzen des modernen Völkerrechts entſprechend, welches vorſchreibt, daß 
fremde Staaten gegen Handlungen von Amtswegen zu ſchützen ſind, die im 
Inlande gegen deren Sicherheit unternommen werden. Auch iſt es ſehr 
wohl denkbar, daß der auswärtige Staat am Einſchreiten gegen die Thäter 
gar kein Intereſſe, Deuiſchland aber daran ein ſehr erhebliches hat. 

Abg Dr. Banks kennt keine Regierung, welche ſich bisher zur Höhe des 
vom Vorredner ausgeſprochenen internationalen Rechtsſaßes erhoben hätte, 
der die Verfolgung aller gegen auswärtige Staaten gethanen Angriffe ex 
officio vorſchreibt. Bisher iſt die Gegenſeitigkeit immer die Vorausſetzung 
der Strafverfolgung geweſen. Auch ift die Einführung eines Offizialdelicts 
gewiß nicht empfehlungswerth zu einer Zeit, wo Staaten ſo raſch, wie gegen⸗ 
wärtig, entſtehen und wieder vergehen, und die Unterſuchung des Thatbeſtan⸗ 
des vielleicht die Lebensdauer des Staats, gegen den die Handlung gerichtet 
iſt, überdauern könnte. N 5 

Bundes commiſſar Gebeimrath Wilke: Der $ 102 hat ausſchließlich 
einen politiſchen Werth und muß von politiſchen Geſichtspunkten aus beur⸗ 
theilt werden Es kann aber nicht im Intereſſe der deutſchen Politik liegen, 
daß die Strafverfolgung eines Angriffs gegen Beſtand, Verfaſſung oder 
Thronfolge eines fremden Staates lediglich von dieſem ſelbſt abhängig bleibt, 
weil die Intereſſen Deutſchlands ſelbſt in ſolchen Fällen ſehr weſentlich mit 
im Spiele ſind. Es iſt bekannt, daß den Carliſten Waffen aus Deutſchland 
zugefübrt worden ſind, daß Bergkanonen für ſie über die Vogeſen transpor⸗ 
tirt, daß ihnen ganze Schiffsladungen Pulver aus Hamburg zugeführt worden 
ſind. Soll man in ſolchen Fällen mit der Strafverfolgung warten, bis man 
mit der ſpaniſchen Regierung einen Vertrag zu Stande gebracht, der die 
Reciprocität zuſichert? Es iſt immer eine ſchwierige techniſche Frage, wie die 
Gegenſeitigkeit feſtzuſtellen fein würde. So wie der § 102 gegenwärtig lautet, 
ſteht er nur auf dem Papier, obne anwendbar zu fein. Das auswärtige 
Amt legt auf die Annahme der Regierungsvorlage, eventuell auf die des 
Amendements Thilo den größten Werth. 

Abg. Klöppel: Der Grundſatz der Reeiprocität entſpricht jener Anſchauung 
des Voͤlkerrechts, welche ausdrückliche oder ſullſchweigende Verträge zwiſchen 
den einzelnen Staaten vorausſetzt, in denen fie ihre ſtaatliche Exiſtenz gegen⸗ 
ſeitig anerkennen. Von dieſem Grundſatz geht die Regierungsvorlage aus. 
Der Bundescommiſſar bat die Nothwendigkeit der Abänderung der gegen: 
wärtigen Geſetzesbeſtimmung ſoeben eclatant nachgewieſen. In den Ver: 
handlungen über den er Duchesne ift von beiden betheiligten Regierungen 
anerkannt worden, daß jeder Staat ſeine Geſetzgebung ſo einzurichten habe, 
um innerhalb ſeiner Grenzen Angriffe gegen einen fremden Staat zu ver⸗ 
hindern. Im engliſchen Parlament iſt Lord Ruſſell, dem man gewiß keine 
illiberalen Neigungen zum Vorwurf machen wird, mit Entſchiedenheit dafür 
eingetreten, daß die deutſche Regierung von Belgien nichts verlangt habe, 
was Belgien nach dem Völkerrecht nicht zu erfüllen ſchuldig geweſen. Deuiſch⸗ 
land iſt es ſeiner Würde ſchuldig, nunmehr auch in ſeiner Geſetzgebung jenen 
völlerrechtlichen Grundſatz zum Ausdrucke zu bringen. Das Amendement 
Thilo ſcheint mir ſachlich nicht ganz correct, auch dürſte daſſelbe, fo lange das 
Legalitätsprineip bei der Strafverfolgung noch nicht voll durchgeführt iſt, 
wohl zu entbehren ſein. 5 i 

Abg. Reichenſperger (Crefeld): Ich geitebe, ich kann mich mit ſoge⸗ 
nannten internationalen Anſchauungen und modernen Gepanken nicht recht 
abfinden. Ein Uebelſtand ift unter der Herrſchaft des gegenwärtigen Geſetzes 
nicht berborgetieten. So weit ich aber urtheilen kann, kommt in der neuen 
Strefprozeßordnung das Legalitätsprinzip zur vollen Geltung. Die Verle⸗ 
genheiten, welche wir dann unſerer auswärtigen Politit bereiten können, 
liegen gewiß nicht in deren Intereſſe, denn die Gerichte würden dann in der 
Lage ſein, alle möglichen Acıen vom Auswärtigen Amte einzufordern, wo⸗ 
durch Dinge bekannt werden könnten, die uns die größten Schwierigkeiten 
bereiten möchten. Das Beiſpiel aus Spanien iſt nicht ganz zutreffend, denn 
die Verhältniſſe daſelbſt find ſehr verwickelter Natur. Welche Rolle hätten 
wir geſpielt, wenn die Carliſten in Madrid eingerückt wären? Wir haben 
geſehen, daß Gerrano ſeinen Koffer packen mußte, nachdem wir ihn kaum 
anerkannt hatten. (Heiterkeit) Der Fall Duchesne bietet für das hier Vor: 
geſchlagene keine Analogie, und böte er ſelbſt dieſe, ſo möchte ich doch warnen, 
aus dieſer Gelegenheit Anlaß zu nehmen, ein Gelegenheitsgeſetz, insbeſondere 
ein Strafgeſetz zu machen. 

Bundes commiſſar, Reichskanzleramte⸗Director v. Amsberg wiederholt, 
daß die verbündeten Regierungen auf die Annabme der Regierungsvorlage 
beziebungsweiſe des Amendements Thilo den größten Werth legen. Es han⸗ 
delt ſich nicht ſowobl um ein neues Strafgeſetz, als um die Abänderung der 
Vorausſetzung der Strafverfolgung. Sollten aus der Durchführung des Le⸗ 
galitätspıinzips wirkich Schwierigkeiten eniſtehen, fo tt denen durch den An⸗ 
trag Thilo ſebr leicht abzubelfen; dann würde wirklich die Unterſuchung 
Dinge aus Licht bringen, die im Intereſſe unſerer Politik gebeim zu halten 
find, fo würde das auswärtige Amt die Ermächtigung nicht ertheilen. Die 
Regierungen wären auch einverſtanden damit, wenn ſtatt der Ermächtigung 
des auswärtigen Amtes der Antrag deſſelben erfordert würde. 

Abg. Klöppel giebt zu, daß der Fall Duchesne nicht ganz analog liege 
— was er auch gar nicht behauptet habe, indeſſen empfehle die gleiche allge⸗ 
meine Rückſicht auch hier die Straſverfolgung, wie regierungsſeitig vorge⸗ 
lagen, eintreten zu laſſen. 2 

bg. Windthorſt (Meppen): Der Herr Regierungs-Commifjar jagt, es 
handle ſich nicht um Abänderung eines materiellen Strafgeſetzes. Darin 
bat er Recht; es fallen aber dadurch zwei bisher für die Strafverfolgung 
nöthige Vorausſetzungen fort: die Reciprocität und der Strafverfolgungs⸗ 
Antrag. Es iſt von einem der Herren Vorredner hervorgehoben, daß der 
Begriff „Staat“ ein durchaus ſchwankender ſei. Ja, man muß mit der An⸗ 
erkennung von Staaten warten, bis ſie wirklich Staaten ſind. Daß man mit 
einem Staat Serrano fertig wurde, iſt natürlich, aber mit dem Stagte Bel: 
ien wird man nicht ferlig werden: mit Belgien iſt bisber noch Niemand 
ertig geworden. Ein anderes Beiſpiel: die nordeuropäiſchen Mächte find 
jetzt bemüht, der bedrückten Lage der Chriften in den Donaufürſtenthümern 
Remedur zu ſchaffen; ich wünſche ihnen den beſten Erfolg dazu. Aber wenn 
nun die Chriſten Deutſchlands in dieſem Streben eiwas weit geben, ſollen 
ſie dann beſtraft werden, ſelbſt wenn es der Sultan noch gar nicht verlangt 
al!? Ich bin der Anſicht, daß die beiden Vorausſetzungen der Annehmbar⸗ 
eit des Paragraphen ſo naturgemäß ſind, daß man in keiner Weiſe davon 
abgehen kann. Das auswärtige Amt aber ſoll man ja nicht in derarlige Ver⸗ 
legenheiten bringen, wie fie für daſſelbe entſtehen würden, wenn z. B. die 
chriſtliche Bevölkerung Deutſchlands endlich den Muhamedanern entgegen⸗ 
treten würde, während die Politik noch Rückſicht nehmen muß, oder in dem 
ſchon mehrmals erwähnten Beiſpiel Polens. Wir dürfen nicht den aus⸗ 
wärtigen Miniſter in ſolche Verlegenheiten bringen; außerdem ift überhaupt 
nichts jo ſchlimm, als die Politik mit dem Strafrecht zu vermiſchen. Des⸗ 
balb bin ich gegen die Aufnahme der Worte: „Auf Ermächtigung des aus⸗ 
wärtigen Amtes.“ 0 

Abg. Dr. Lasker: Gegen die Entwickelung des modernen Völkerrechts 
babe ich ſehr wenig einzuwenden, fo lange es theoretiſch bleibt. Dagegen 
aber lann ich es nicht billigen, bei der Machtloſigkeit des Völkerrechts, wie 
es allſeitig anerkannt iſt, darin einen Grund zur Abänderung des Straf⸗ 

rechts zu ſehen. Ich frage vielmehr: wie ſtehen die Verhältmiſſe jetzt bei 
nwendung unſeres Strafgeſetzbuches, und wie werden ſie ſich geſtalten, 
wenn wir den Antrag der Regierung annehmen werden. Es iſt anerkannt, 
daß dieſe Beziehungen zum Auslande fo ſchwankender Natur find, daß die 


ehn Jahren oder, wenn mil⸗ Verfolgung wegen des Verhaltens der Bürger zum Auslande zu den größ⸗ 
ungshaft nicht unter ſechs ten Unannehmlichkeiten führen kann. Ich erinnere daran, daß es z. B. in 


Monaten, in den Fallen der SS 85 und 76 mit Feſtungsbaft von Frankreich eine Zeit gab, wo man ſehr ſchwer entſcheiden konnte, ob Napoleon 


Einem Monat bis zu drei Jahren beftraft, ſofern in dem an⸗ noch Kaiſer der 
deren Staate nach beröffentlichten Staatsverträgen oder nach liner Gericht gebracht werden, obne daß ein Antrag von 
Geſetzen dem Deutſchen Reiche die Gegenſeitigkeit verbürgt! Soll am Molkenmankt entſchieden werden, wer in Frankteich Monarch iſt! 2} ſein, 


rage vor ein Ber: 


Soll dieſ 
2 ankreich da iſt? 


anzoſen war oder nicht. 


N . . ’ F 2 wi 
Und wird eine ſolche Frage, die den Engländern im eigenen Lande ſckwer 
zu beantworten war, don dem Dreimänner⸗Gericht oder auch dem künftigen 
Schöffen⸗Gericht entſchieden werden können? Wenn wirklich aus polliſcher 
Rückſicht geſtraft werden ſoll, fo warte man doch, bis der fremde Staat die 
Verfolgung wünſcht. Ich kann mir einen Monarchen denken, der, im Aus⸗ 
lande beleidigt, ein groͤßeres Intereſſe daran hat, daß über eine gewiſſe That⸗ 
ſache nicht verhandelt werde, als daß der Betreffende zur Strafe gezogen 
wird, denn im Auslande fallen viele Rückſichten auf den Monarchen fort, 
die in ſeiner Heimalh ſelbſtverſtändlich geübt werden. Wenn Jemand bei 
uns, wie Victor Hugo über Napoleon geschrieben hätte, daß es dem Kaiſer 
großes Vergnügen gemacht babe, Menſchen niederkartätſchen zu laſſen — 
ich glaube, nicht er, ſondern ſein größter Feind hätte vielleicht einen Proceß 
darüber gewünſcht! Und wie nun gar, wenn ein ſolcher Proceß mit Frei⸗ 
ſprechung endigt! — Dieſelben Gründe ſprechen aber auch für die Reciproci⸗ 
tät. Im Innern des Landes haben wir abſolute Geſetze des Strafrechts, 
welche durchaus im Intereſſe der öffentlichen Oronung aufrecht erhalten wer⸗ 
den ſollen. Wie wir aber zum Ausland uns verhalten, gehört nicht zum 
abſoluten Strafrecht. Daher können wir das Kriterium machen, ob das Aus⸗ 
land überhaupt in dieſe Wechſelſeitigkeit eintritt. Der Herr Abg. Klöppel 
ſagt, es ſei für die Entwickelung des Völkerrechts das beſte, wenn jeder 
Staat ohne Rückſicht auf die anderen feine Grundſätze feſtſtelle. Dies iſt 
für die materiellen Jatereſſen ganz richtig, aber für die Entwickelung der 
Strafrechtsgrundſätze, meine ich, iſt eine Analogie hier nicht zutreffend. Fügen 
Sie daher dem Antrag der auswärtigen Regierung noch die Erlaubniß des 
Miniſters hinzu. Ich bitte alſo den Antrag Banks zu der Commiſſtousvor⸗ 
lage anzunehmen. 

Gebeimer Raid von Amsberg: Es bandelt ſich in dem vorliegen⸗ 
den Paragraphen nicht um Beleidigung auswärtiger Landesberten, wie 
1 55 1 5 exempliſicirt wurde; dafür exiſtirt vielmehr ein beſonderer 

aragraph. 

Abg. Or. Lasker: Ich bemerke nur, daß Napoleon zu gleicher Zeit 
Gegenſtand der Beleidigung und des Hochverraths ſein konnte. 

Bei der Abſtimmung wird hierauf § 102 in der Faſſung der 
Commiſſon mit dem Antrage Banks angenommen, das Amen⸗ 
dement Thilo abgelehnt. 

§ 103 lautet nach den Beſchlüſſen der Commiſſton: Wer ſich gegen den 
Landesherrn oder den Regenten eines nicht zu Deuſchen Reiche gehörenden 
Staats einer Beleidigung ſchuldig macht, wird mit Geſängniß don Einem 
Monat bis zu zwei Jabren oder mit Feſtungshaft von einer gleichen 
Dauer beſtraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Regierung ein. Die Zurücknahme des Autrages iſt zuläßig. 

Hierzu beantragen die Abgg. Banks, Herz und Genoſſen, anſtalt „von 
einem Monat“ zu ſetzen „von einer Woche“, ſowie ferner dem erſten Abſatze 
des Paragraphen hinzuzufügen. (2) 

Abg. Herz: Wit haben unſeren Antrag geſtellt, um den Widerſpruch zu 
beſeiligen, der ſich zwiſchen § 101 und 105 des Strafgeſetzbuches nach der 
Halba der Commiſſton befindet. In § 101 wird beitimmt, daß, wer den 
landesheren eines zum Deutſchen Reiche gehörenden Staates beleidigt, mit 
Gefängniß von einer Woche bis zu zwei Jahren beſtraft wird. Wir würden 
alſo in die eigenthümliche Lage berſetzt ſein, die Beleidigung eines aus⸗ 
wärtigen Landesherrn ſtrenger zu beſtrafen, als die eines deulſchen. Unſer 
Antrag bezweckt hier wenigſtens Gleichförmigkeit herzustellen. 

Nachdem noch der Abgeordnete Lasker das Amendement empfohlen, wird 
der $ 103 mit den beiden Amendements des Abg. Banks vom Hauſe ans 
genommen. 

Die folgenden Paragraphen 176, 177 und 178 behandeln die Antrags⸗ 
vergehen wider die Sittlichkeit. Der Regierungsentwurf will hier überall 
den Charakter dieſer Vergehen als Antrag svergehen aufheben. 

Referent Dr. Schwarze: Die Commiſſton hat ſich bei dieſen Paragra⸗ 
phen mit einer Majorität von 11 gegen 1 Stimme für die unveränderte 
Annahme der Regierungsvorlage erklärt. Es wurden in der Commiſſion 
Gegenanträge geſtellt, die dahin gingen, daß das Gericht ſelbſt darüber zu 
entſcheiben haben ſolle, wenn der Verletzte erklärt, daß er die Verfolgung 
nicht will, das öffentliche Jutereſſe die Fortführung der eingeleiteten Unter⸗ 
ſuchung erheiſche, oder ob das Priwatintereſſe derart überwiege, daß von der 
Weiterverfolgung Abſtand zu nehmen ſei. Die Commiſſion hat dieſe An⸗ 
träge abgelehnt in der Erwägung, daß die Durchführung einer derartigen 
Beſtimmung ſehr leicht zur Verdächtigung der Gerichte in Bezug auf die 
Unbefangenheit und Unparteilichleit ihrer Erkenntniſſe Anlaß geben würde, 
da ſich bei derartiger Hervorhebung von Privatintereſſen nur zu leicht Unter⸗ 
ſchiede nach Klaſſen⸗ und Standesvorurtheilen einſchleichen könnten. 

Die Paragraphen werden ohne Debatte in unveränderter Faſſung vom 
Hauſe angenommen. 

2 8 werden die beiden SS 223 und 2234 angenommen. Dieſelben 
auten: . 

§ 223. Wer vorſätzlich einen Anderen körperlich mißhandelt oder an der 
Geſundheit beſchädigt, wird wegen Körperverletzung mit Gefängniß bis zu 
drei Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu eintanſend Mark beſtraft. Iſt die 
Handlung gegen Verwandte aufſteigender Linie begangen, ſo iſt auf Gefäng⸗ 
niß nicht unter Einem Monat zu erkennen. 0 

$ 223a. Sit die Körperverletzung mittels einer Waffe, insbeſondere eines 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werkzeuges, oder mittels eines hinter⸗ 
liſtigen Ueberfalls, oder von Mehreren gemeinſchaftlich, oder mittels einer 
das Leben gefährdenden Behandlung begangen, fo tritt Gefängnißſtrafe 
nicht unter zwei Monaten ein. l 

Nach der Vorlage waren im § 223 900 Mark als Maximum der Geld⸗ 
ſtrafe, dagegen in dem folgenden Paragraphen als Minimum der Gefäng⸗ 
nißſtrafe drei Monate angeſetzt. 3 

Um 4 Uhr vertagt ſich das Haus bis Freitag 1 Uhr, um die heute 
unterbrochene Berathung fortzuſetzen. Präſident v. Forckenbeck glaubt n 
Rückſprache mit dem Präsidenten v. Bennigſen annehmen zu können, da 
das preußiſche Abgeordnetenhaus ſeine auf morgen Vormittag um 10 Uhr 
angeſetzte Sitzung bis dahin geſchloſſen hat. Windthorſt hält dies bei der 
Wichtigkeit der erſten Berathung des preußiſchen Staatshausballsetats durch⸗ 
aus nicht für abjolut fiber und würde bitten, daß der Reichstag morgen 
feine Sitzung nicht beginnt, bevor nicht die preußiſchen Mits lieder erſchienen 
ſind (Obol), widrigenſalls er dafür Sorge tragen würde, daß die Auszählung 
des Hauſes verlangt wird. 

Berlin, 20 Januar. [(Amtliches.] Se. Majeſtat der König hat den 
Regierungs⸗Präſidenten Freiherrn von Ende zu Düſſeldorf zum Ober⸗ 
Präſidenten der Provinz Heſſen⸗Naſſau, und Lee 
Bitter zu Schleswig zum Präſidenten der Regierung in Duſſeldorf ernannt. 

Der Rechtsanwalt und Notar Frommer zu Sorau iſt in gleicher Eigen» 
ſchaſt an das Kreisgericht zu Cottbus, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes das 
ſelbſt, verſetzt worden. — Bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden iſt 
der Geheime Secretär Kühndel zum Buchhalter der Controle der Staattz⸗ 
papiere und der Diätarius Borſchel zum Geheimen Secretär ernannt 


worden. 

Berlin, 20. Jan. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
horten heute die Vorträge des Kriegsminiſters, Generals der Infanterie 
von Kameke, des Chefs des Militär⸗Cabinets, General⸗Majors von 
Albedyll und des Chefs des Civil⸗Cabinets, Geh. Cabinets⸗Raths von 
Wllmowski. — Um 1%, Uhr meldete Se. königliche Hoheit der Prinz 
Friedrich Carl ſich bei Sr. Majeftät aus Rußland zurückgekehrt, und 
und um 2 Uhr wurden von Sr. Majeſtät dem Kaiſer und König die 
drei Präſidenten des Hauſes der Abgeordneten, die Herren v. Ben 
nigſen, Hänel und Graf Bethuſo⸗Huc empfangen. 

Heute findet im königlichen Palais eine muſikallſche Abend⸗Unter⸗ 
haltung ſtatt, zu welcher auch die Bolſchafter am Eatjerlihen Hofe mit 
ihren Gemahlinnen geladen ſind. 

[Se. kaiſerliche und königliche Hoheit der Kronprinz! 
empfing geſtern im Laufe des Vormittags den General⸗Feldmarſchall 
Freiherrn von Manteuffel. (Reichs⸗Anz.) 

& Berlin, 20. Januar. [Die Eiſenbahnfrage. — Das 
pneumatiſche Syſtem in Berlin.] Schon jüngft iſt dem Ges 
rüchte entgegengetreten, daß das Staatsminiſterium ſich mit einer Vor⸗ 
lage wegen der Eiſenbahnfrage beſchäftigt habe. Jetzt tritt in einer 
hieſigen lithographirten Correſpondenz von Neuem die Nachricht auf, 
daß eine ſolche Vorlage im Miniſterrathe beſchloſſen ſei. Alle dieſe 
Gerüchte ſcheinen an die Mittheilungen über die in der letzten par⸗ 
lamentariſchen Soiree des Reichskanzlers gepflogenen Unterhaltung an⸗ 
zuknüpfen. Was übrigens den Stand der genannten Frage betrifft, 
jo hört man, daß allerdings das Staats miniſterlum in einer ſeiner 
nächſten Sitzungen auf Anregung feines Präſidenten Gelegenheit neh⸗ 
men wird, derſelben näher zu treten. Es wird dies das erſte Mal 
daß der Miniſterrath ſich mit der Angelegenheit beſchaͤftig — 


AR 8 


ner worin fie d niß ausfpricht, daß ſchlleß⸗ 
lich für die Arbeiten der Juſtizcommiſſion nicht die genügende Zeit 
übrig bleiben werde. Sie befürwortet deshalb von Neuem eine Früh⸗ 
lahrsſeſſtion des Reichstages und ermahnt den preußlſchen Landtag, 
feine Arbeiten möͤglichſt zu beſchränken, um fo dem Reichstage Raum 
zu ſchaffen. Man wird die Richtigkeit dieſer Apoſtrophen im Ganzen 
nicht beſtreiten können, zumal bei der jetzt in Ausſicht genommenen Ver⸗ 
legung dee Reichdetatsjahres der nächſte Herbſt ſchon für die Sitzung des 
Landtages zu reſerviren ſein wird. Die Vorausſetzung aber, unter welcher 
allein die Wünſche der „Nat. Ztg.“ erfüllt werden können, it die, 
daß die Reichsjuſtizeommiſſton ihre Aufgaben bis Oſtern erledigt, 
fo daß einige Ausſicht vorhanden iſt, daß der Reichstag feine 
Sitzung beim Eintritt der heißen Jahreszeit werde ſchließen kön⸗ 
nen. Die „Nattonal⸗Zeitung“ hofft noch immer einen ſolchen 
baldigen Abſchluß der Commiſſions ⸗Berathungen. Auch der 
Reichstag hat ſich heute mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt, fo 
weit indeſſen der uns vorliegende Bericht reicht, iſt aus dem 
Schoße der Commiſſion heraus keine entſchiedene Aufklärung darüber 
gegeben, wie man in derſelben über die Zukunft denkt. Es wäre 
ſehr zu bedauern, wenn dies überhaupt unterbliebe. — Um den tele⸗ 
graphiſchen Verkehr in Berlin zu beſchleunigen, ſoll nach dem Bei⸗ 
ſplele anderer größerer Städte hier ein vollſtändiges pneumatiſches 
Röhrenſyſtem angelegt werden, um fo die Depeſchen von den Haupt: 
nach den einzelnen Stationen zu befördern. Auch Privatbriefe jollen, 
wenn ſie ſich in ihrer Form dazu eignen, ſo befördert werden. Zu⸗ 
nächſt iſt beabſichtigt, die Stationen auf jeder Seite der Spree unter 
einander zu verbinden, fo daß dadurch zwei Kreiſe pneumatiſcher 
Röhren entſtehen. Jedes Syſtem wird alsdann für ſich mit der 
Hauptſtation in der Franzöſiſchen Straße in Verbindung geſetzt und 
ſoll alsdann alle Viertelſtunden eine Sendung hin, und zurückgehen. 
Das nach der Börſe gelegte Rohr bleibt beſtehen und wird auf dieſem 
die Beförderung von 5 zu 5 Minuten bewerkſtelligt werden. Wenn 
das Bedürfniß eintritt, fo werden die betreffenden Abſendungsfriſten 
verkürzt. An einigen Orten ſollen die pneumatiſchen Kreiſe Ausläufer 
erhalten, fo am Potsdamer Thore. Man berechnet, daß auf dieſe 
Weiſe die telegraphiſchen Depeſchen ſpäteſtens eine halbe Stunde nach 
der Aufgabe in den Händen des Empfängers ſein werden. Zum 
Studium der vorhandenen pneumallſchen Leitungen an anderen Orten 
waren die Geh. Räthe Elſaſſer und Hude aus der Generaldirection 
der Telegraphenver waltung nach London, Paris und Wien geſandt 
und ſind die neueſten Einrichtungen auf Grund der von ihnen gemachten 
Erfahrungen angeordnet worden. 


- [Der Reichskanzler Fürſt von Bismarck] hat für die 
Sonnabende vom 22. Januar bis 5. Februar Einladungen zu par⸗ 
lamentaxiſchen Soireen ergehen laſſen. 


Düſſeldorf, 19. Januar. [Regierungspräſident Freiberr von 
Ende.] Die „Rhein- und Ruhr⸗Zeitung“ begleitet die Mittheilung von der 
definitiven Verſetzung des Herrn von Ende als Oberpräſident nach Caſſel 
mit folgenden Worten, denen wir uns gern anſchließen: „Mit welcher Ge⸗ 
nugthuung es uns auch erfüllt, daß den hohen adminiſtrativen Fähigkeiten 
dieſes Verwaltungsbeamten ein ausgedehnteres Feld ihrer Wirkſamkeit durch 

dieſe Ernennung zu einem höheren Bolten eröffnet worden it, jo müfjen wir 
den Verluſt deſſelben für den dieſſeitigen Regierungsbezirk doch tief und 
ſchmerzlich beklagen. Der Regierungsbezirk Düſſeldorf iſt, abgeſehen noch 
von der Zabl ſeiner Bevölkerung, durch die Mannigfalligkeit und Bedeutung 
einer Induſtrie hervorragend unter allen anderen Verwaltungsbezirken 
Es und bietet dem Chef der Verwaltung Probleme, wie fie anderswo 
kaum gefunden werden dürften. Es wird allgemein und in allen Berufs: 
kreiſen mit Dank anerkannt, daß Freiherr von Ende feine ſchwierige Auf; 
gabe in der ſegensreichſten Weiſe zu löſen verſtanden hat. In verhältniß⸗ 
mäßig kurzer Zeit wußte unſer Verwaltungschef ſich ſo eingehend mit den 
Bedürfniſſen und Intereſſen feines vielgeſtaltigen Bezirks vertraut zu machen, 
daß er jelbit in den heiklichſten Fragen nur ſelten einen Mißgriff tat. Wir 
haben dieſen adminiſtrativen Scharfblick von intereſſirten und berufenen 
Kreiſen nicht ſelten mit dankbarer Anerkennung und Bewunderung rühmen 
bören. In dem kirchenpolitiſchen Kampfe war die Stellung des Freiherrn 
bon Ende klar und entſchieden, fern von jeder Schulterträgerei und allem 
bequemen Nachſeben. Mit Energie trat derſelbe allerwärts für eine 
ktaftige Handhabung der zu Recht beſtebenden Geſetze und für die 
Geltendmachung der durch die geiſtlichen Agitatoren bedrohten Staats- 
autorität ein. Die traurige Affaire Hammers, in welcher der Herr 
von Ende prononcirt Stellung nahm, bekundete nicht blos die energiſche 
Haltung deſſelben, ſondern auch deſſen richtigen politiſchen Scharfblid. Der 
Verlauf und Ausgang dieſer — ſagen wir — politiſchen cause eelebre 
zeigte, wie recht der Freiherr von Ende hatte, als er der Staatsregierung 
und Sr. Majeſtät dem Könige mit größter Eindringlichkeit die Beſtätigung 
des Herrn Hammers abrieth. Auch dürfte der Vorſchlag, den Herrn Hammers 
jenen traurigen Revers ſeines politiſchen Wohlverhaltens unterſchreiben zu 
en, ſchwerlich aus der Initiative des Herrn von Ende hervorgegangen 
fein. Ader troz dieſer Schneivigleit in der Ausführung der kirchen polui⸗ 
ſchen Geſeggebung, die Herrn von Ende vor manchen andern hoben Staats⸗ 
beamten rühmlichſt auszeichnet, hat derſelbe durch ſeine Loyalität und die 
perſönliche Liebenswürdigkeit ſeines Weſens ſich ſelbſt in den ſchroff ultra⸗ 
montanen Kreiſen mindeſtens eine ebenſo unbedingte als unbeſtrittene Hoch⸗ 
acktung erworben. Vor feinem Amtsantritte in Düſſeldorf war Freiherr 
von Ende ebenfalls auf kurze Zeit Regierungs⸗Vicepräſident in Schleswig 
und davor Polizeipräſident in Breslau. So ungern und ſchmerzlich wie jetzt 
der dieſſeitige Regierungsbezirk, ſah ſ. Z. die Stadt Breslau ihren Polizei: 
ptälidenten aus ihrer Mitte ſcheiden. Menn man die Schwierigkeiten und 
unvermeidlichen Conflicte berückſichtigt, welche gerade die Stellung eines 
oberſten Polizei- Chefs in einer großen Stadt nothwendig im Gefolge haben 
muß, ſo muß ein hoher Grad von richtigem Tact, loyalem Sinne und liebens⸗ 
würdigem perſönlichen Weſen dazu gehören, um ſich trotzdem und alledem 
nicht blos die Hochachtung und Verehrung, ſondern auch die Sympathie und 
die Liebe feiner Mitbürger zu erwerben.“ 

Darmſtadt, 19. Januar. [Verſammlung.] Vor einigen 
Tagen fand in Sauer⸗Schwabenheim eine ziemlich ſtark beſuchte Ver⸗ 
ſammlung ſtatt, in welcher u. A. eine Petition an die Regierung um 
Entfernung des Biſchofs von Mainz zahlreich unterzeichnet wurde. 
Joh. Ronge las bei dieſer Gelegenheit Stellen aus einer bibliſchen 
Geichchte vor, die der Biſchof in feiner Didcefe eingeführt hat. Darin 
—— freilich ungeheuerliche Dinge vor. So wird Luther vorge⸗ 
1 daß er den 30 jährigen „und andere Religionskriege“ verur- 

; x Fang des Meineids und der Unkeuſchheit beſchuldigt u. ſ. w. 

r Januar. orladung. er k. preu olizei⸗ 
Anwalt 2 79 9. J Vorladung.] Der k. preuß. Polizei 
uchtes Mainz dir gas hat durch Vermittelung des großh. Bezirks⸗Ge⸗ 
Dr. Raich 9 55 Herren Domcapitular Dr. Haffner, Dompräbendat 
» header pin Caplan Landvogt auf den 28. Januar vor das 

ollzeig zu Homburg vor der Höhe vorgeladen, um ſich wegen 


des Vergehens zu verantworten d oͤdelhei 
pfarramtliche Aushilfe geleiſtet zu — 1 85 e 
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O e ſt e rr 
[Eine Proclamation.] Das 


; H.T.B. ®ien, ni Bee; 
/entige Tageblatt“ veröſſentlicht eine Proclamation des enten⸗ 
führers Cjubibratic aus Raguſa, in 2 ee en 
Abschied nimmt. CE geht aus derſelben hervor, daß feine Perſon ein 
Hinderniß der Einigkeit war, denn Lubibratich ſpricht ganz offen von 
wiſtigteiten, zu deren Beſeitigung er das Commando nieberlege. 
r ermahnt die Aufſtändiſchen ſchließlich, unter ihrem neuen Führer 
eto Pawlowich den Kampf energiſch fortzuſezen und ſchließt die 
Proclamation mit den Worten: Hinaus mit den Türken. 

5 Peſt, 20. Januar. [Das Abgeordnetenhaus! hat in feiner 
heutigen Sitzung den Gelegentwurf, betreffend die Einlöſung von 20 
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Frankreich. 
O Paris, 18. Januar, Abends. [Zu den Wahlen. — 
Schreiben des Herzogs Decazes. — Verbot einer Ber: 
ſammmlung.] Die officiöfe „Agence Havas“ meldet heute, daß in 
dreißig Departements die Delegirtenwahlen conſervativ ausgefallen 
ſeien. Dieſe Nachricht hat an der Börſe eine Hauſſe veranlaßt; in 
Wahrheit beſagt fie gar nichts, fo lange nichtfdie „Agence Havas“ er: 
klärt haben wird, was man im Miniſterium des Innern bei dieſer 
Gelegenheit unt er dem Ausdruck conſervatio verſteht. — Im achten 
Parifer Arrondiffement hatte man bekanntlich dem Due Decazes die 
Candidatur für die Natlonalverſammlung angeboten. Mit folgendem 
Schreiben hat der Herzog dleſelbe angenommen: 

„Meine Herren! Sie bieten mir in Ausdrücken, für die ich Ihnen danke, 
eine Candidatur an, die ſich nur durch Ihren Willen erklären kann, in mir 
das Staatsoberhaupt zu ehren, welches mir ſeit zwei Jahren die Sorge und 
die Ehre anvertraut hat, mit ihm über unſere auswärtigen Beziehungen zu 
wachen. Wie Sie wohl begriffen haben, können Sie darauf zählen, daß ich 
nach dem Beiſpiel des Marſchalls Mac Mahon der treue Diener unjerer 
Einrichtungen bleiben werde. So wie er, will ich die Geſetze, welche die Re⸗ 
gierung der Republik eingerichtet baben, nur denjenigen Veränderungen 
unterwerfen müſſen, deren Nothwendigkeit etwa durch eine aufrichtige und 
durch Geduld erworbene Erfahrung bewieſen worden iſt, Sie erwarten eben: 
falls von mir die treue und beharrliche Durchführung des Werkes, dem wir 
uns gewidmet haben, des Friedens nämlich, des ebrenhaften, geachteten 
Friedens, des Friedens, der Frankreich würdig iſt. Dieſem Werke der Be⸗ 
ſchwichtigung kann Frankreich geſammelt und gegen die inneren Erſchüt ⸗ 
terungen geſchützt, ſich mit um jo mehr Zutrauen hingeben, als es ſich jeden 
Tag mebr unterſtützt und ermuthigt fühlen wird durch die Geſinnungen 
Europa's einem Lande gegenüber, deſſen Eifer für die Arbeit, deſſen grob: 
müthige Triebe, deſſen Glauben in ſein unvergängliches Geſchick durch das 
Unglück nicht erſchüttert worden find. M. H., ich nehme mit lebhafter Dank⸗ 
barkeit das Anerbieten einer Unterſtützung an, durch welche ich mich hoch 
geehrt fühle. Decazes! 8 

Die „Liberte“ erhält eine Depeſche aus Marſeille, wonach das 
Bankett, bei welchem Gambetta eine Rede halten ſollte, unterſagt 
worden iſt. 


eee ie 


Provinzial-Zeitung. 


nn. Breslau, 21. Januar. [Der katholiſche Lehrer⸗Verein! 
hielt am 17. d. M. im „König von Ungarn“ Abends 7 Uhr ſeine erſte 
Sitzung in dieſem Vereinsjahre. Nach Verleſung des letzten Protokolls er⸗ 
ftattete A. der Caſſirer Rector Bumbke den Kaſſenbericht. Die Bilanze 
ergab dieſes Mal ein Minus von 1 Mk. 9 Pf. und batte der Caſſirer des⸗ 
halb Vorſchuß 5 müſſen. Nachdem durch 2 vom Vorſitzenden ernannte 
Reviſoren die Belege geprüft und Alles in guter Ordnung befunden worden 
war, wurde dem Gajlirer Decharge ertheilt und ihm für feine Mühewaltung 
von der Verſammlung ein Dank votirt. — Darauf wurde mittelſt Stimm: 
zelteln B. die Wahl des Vorſtandes vollzogen. Es wurden gewählt: Rector 
Matſchkeſ als Vorſitzender, Rector Steuer als Stellvertreter. Lehrer 
Kober J. als Schriftführer. Lehrer Neumann als Stellvertreter. Lehrer 
Bla ſel I. als Caſſirer. Rector Münch als Liedermeiſter und Hauptlehrer 
Ertel als Buchwart. Nun folgte C. ein ſchriftlich ein gegangener Antrag, 
betreffend die Ausdehnung der Vereinsſitzungen auf die Sommermonate. 
Schulinſpector Dr. Höhnen motivirt den Antrag dahin, daß die ein⸗ 
zelnen Vereinsmitglieder in kürzeren Friſten zum Vortrage gelangen; 
daß neben den Vorträgen auch die wichtigſten Tagesfragen aus der 
Schulwelt erwogen und discutirt werden können, und daß der Verein 
immer mehr an Wichtigkeit gewinne, ſich auch nach außen hin als eine Macht 
erweiſe und ſich den Collegen in der Provinz, in ſeiner Stellung in der Metropole, 
als nachahmungswerthes Muſter repräſentite. Nachdem ein Müglied dagegen, die 
Collegen Wotike, Schaffer, Zieſché und Wohl dafür geſprochen hatten, 
wurde der Antrag angenommen Dies veranlaßte den Coll. Schaffer den 
Antrag auf Reviſton der Statuten und auf Entwerfung einer Geſchäftsord⸗ 
nung zu ſtellen und zu begründen. Nach Annahme dieſes Antrages wurde 
zur Uebernahme der Arbeit eine Commiſſion ernannt, beſtehend aus den 
Herren Dr. Höhn en, Lehrern Schaffer, Hertel, Wohl und Rector 
Deutſchmann. D. Der Vorſitzende veclieſt ein Schreiben des Herrn Canonicus 
Dr. Künzer, worin derſelbe ſeine heutige Abweſenheit bedauert und ent⸗ 
ſchuldiget und den Wunſch ausspricht, daß der obige Antrag die Zuſtimmung 
des Vereins erhalten möchte. — Hierauf macht der Vorſitzende Mittheilung 
über ein Concert, welches zum Beſten der ſtädtiſchen Officianten⸗Wittwen⸗ 
Kaſſe gegeben werden ſoll. Die Discuffion darüber war eine äußerſt leb⸗ 
hafte. Während einerſeits mehrere 0 ihre Bedenken über dieſes 
Vorhaben, namentlich über die Art und Weiſe, in welcher es bisher in An⸗ 
griff genommen worden, unverhohlen ausſprachen, befürworteten es anderer⸗ 
ſeits Andere, namentlich der Vorſitzende, Dr. Höbnen, Rector Münch 
und Lehrer Schaffer, in märmiter Weile und machten nament⸗ 
lich geltend, daß die Lehrer zeigen müßten, wie gern fie ihrerſeits 
bereit ſind, der Kaſſe ſo viel als möglich aufzuhelfen. Die Angelegenheit 
ſei ja im erſten Stadium und würde das ganze Arrangement vorausſich lich, 
wenn erſt das Zuſtandekpmmen geſichert ſei, eine zweckeniſprechendere Poy⸗ 
ſiognomie erhalten. So wurde ſchließlich das Einverſtändniß hergeſtellt und 
der Antrag angenommen. E. Zuletzt wurden durch Ballotage als neue Mit⸗ 
glieder in den Verein aufgenommen die Lehrer Pelz, Blaſel II., Glatzel, 
Bleiſch und Klinke. — Schluß 4 11 Ubr. 


+ Breslau, 20. Januar. [Auguſten⸗Hoſpital für kranke Kinder 
armer Eltern] In dem Anftaltögebäude (Karutbhof) fand geſtern Nach: 
mittag die Jahresverſammlung der Freunde und Gönner der Anſtalt ſtatt. 
Dieſelbe bedauerte es ſchmerzlich, daß der um die Anſtalt hochverdiente Sa⸗ 
nitätßrath Dr. Paul leider verhindert war, den Vorſitz zu führen. An ſei⸗ 
ner Stelle übernahm Stadtrath Dr. Mark denſelben. Zunächſt eritattete 
Stadtrath Schierer den Jahresbeticht pro 1875. Die Einnahmen be 
liefen ſich auf 7826 Mark, die Ausgaben auf 7812 Mark. Es verblieb 
fonab am 31. December v. J. ein Beſtand von 14 Mark. Die Höhe der 
laufenden Beiträge hat ſich in dem letzten Jahre leider bedeutend vermindert, 
da die Anſtatt durch Ausfall von 23 derſelben — allermeiſt in Folge Able⸗ 
bens der ſeitherigen Gönner — einen Ausfall von 110 M. zu beklagen hat. 
An Stelle der langbewährten Gönner ſind bis jetzt nur 3 neue mit 15 M. Beitrag 
reine In dem abgelaufenen Jahre iſt die Anſtalt durch einen Anbau mit einigen 
ür ihre gedeihliche Wirkſamkeit nothwendigen Einrichtungen verſehen worden 
und zwar mit einem Badezimmer nebit angemeſſener Ausſtattung, mit einem 
Cabinet, in dem ſich ein Desinfectionsofen befindet, mit einer Leichenkammer. 
Dieſe Einrichtungen haben ſich bereits vorzüglich bewährt. Freilich mußten 
zu ihrer Herſtellung nicht nur der Beſtand vom Jahre 1874 und die bedeu⸗ 
tenden Geſchenke, welche im Laufe des Jahres 1875 eingingen, verwendet 
werden; aber das Wohlthun der Breslauer wird gewiß auch in dem 24. Jahre 
des Beſtehens der Anſtalt ſich fo ausgiebig erweiſen, um auch fernerhin 
e die ihr nothwendigen Mittel in ausreichendem Maße zufließen 
zu laſſen. 


* Breslau, 21. Januar. [Die Redaction des „Kirchlichen 
Wochenblattes“], welche bisher der verſtorbene Dr. Schian geführt 
hatte, iſt nun von dem Herrn Paſtor Weikert in Groß⸗Wandris bei Mert⸗ 
ſchütz übernommen worden. 


D. Frankenſtein, 20. Januar. [Verbreitung einer Zeitſchrift. 
— Ver kehrsſtörungen.] Ein hieſiger „Liberaler“ bezieht jeit ungefähr 
2 Jahren von dem in Glatz erſcheinenden „Reichsfreunde“ eine bedeutende 
Anzahl Exemplare und vertbeilt dieſelben koſtenfrei, um die von der bekannt⸗ 
lich gut geleiteten Caplanpreſſe mangelhaft belebrte Bevölkerung der Stadt 
und Umgegend nach Möglichkeit aufklären zu helfen. Der größte Theil des 
„Reichsfreunves“ gelangt nach den Dörfern zur Vertheilung, namentlich an 
ſolche Perſonen, die ur den Jeſuitenblättern nur ſelten Zeitſchriften leſen 
dürfen, aus denen ſie Belehrung ſchöpfen könnten. Die mit Abtragung 
des „Reichsfreundes“ beauftragten Boten find bei Ausübung ihrer Pflicht 
wiederholt bedroht worden, namentlich an ſolchen Orten, wo die ſogenannten 
„Volkszeitungen“, „Volksfreunde“ ꝛc. ꝛc. Verbreitung finden muß ten. 
Ueber dieſe Art der Vertheilung ſind nun hieſige Ultramontane, beſonders 
deren Führer, recht ärgerlich. — In Folge eines am 18. d. Nachmittags 
eingetretenen ungemein beftigen Schneeſturmes gelangte der Abendzug aus 
Liegnitz nur bis Reichenbach, auch der Morgenzug vom 19. aus Liegnitz ver, 
ber e fi) bedeutend; beide Züge trafen am 19. c., Vormittags 10 Uhr, 

ier ein. 


NN 
Arc, 3 

Ha 0 5 z 
„ \ 


ee TE F Pr! 3 N x ww — N 

e eiwitz, 9. Januar. [Zu ageschronik.] Geſt rierte das 
Moriz Auf 110 Ehepaar das fo feltene Feſt feiner goldenen Hochzeit 
im engſten Kreiſe feiner Familie. Das greiſe Jubelpaar wollte die F 
im Stillen begehen, und lehnte jede Odation ab. — Der Vaterländiſche 
Frauenverein gedenkt auf ſeinem Grundstücke im nächiten Jabre ein Vorder⸗ 
baus zu erbauen, und bat Se. Majeſtät der Kaiſer dazu gewährt, daß die 
eiſernen Oefen aus den Beſtänden der k. Eiſengießerei unentgeltlich, und die 
eiſerne Treppe des Gebäudes zum Selbſikoſtenpreiſe geliefert werden. — Ein 
würdiger Mann iſt aus unſerer Mitte geſchieden, und wurde geſtern zur 
ewigen Ruhe beſtattet, der Lehrer der oberen Mädchenklaſſe an der katholi⸗ 
ſchen Elementarſchule, Herr Anton Seidel. Derſelbe unterrichtete mit Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit und Treue 36 Jahre ſeine Schulerinnen, und wurde wegen 
Kränklichkeit vor zwei Jahren in Ruheſtand verſetzt, in Anerkennung ſeiner 
Leiſtungen mit einer hoͤhern als geſetzlich ihm zuſtehenden Penſion. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 20. Januar. In vollſtändiger Uebereinſtimmung mit den von 
auswärts eintreffenden Coursmeldungen eröffnete auch die hieſige Börſe den 
Geſchaftsverkehr in recht feſter Haltung und ermattete ſpäter, als aus den 
Wiener Depeſchen zu erkennen war, daß dort die Feſtigkeit eine Abſchwächung 
erfahren babe. In der zweiten Börſenſtunde trug der Verkehr kein ſo ein⸗ 
heitliches Gepräge mehr; während derſelbe auf dem Speculationsgebiete zeit⸗ 
weiſe wieder einen feſteren Charakter annahm, blieb die Erſchlaffung in den 
anderen Branchen der Geſchäftsthätigkeit dauernd, die Umſätze verloren immer 
mehr an Umfang und vollzogen ſich auch langſam und ſchwerfällig. Nament⸗ 
lich gilt das von Eiſenbahnactien, für welche die Beliebtheit, deren fie ſich au 
den vorhergegangenen Tagen erfreuten, weſentlich geſchwunden erſcheint. 
Auch Reichs bankantheile unterlagen heute einem Drucke, zu dem ſpeculative 
Thätigkeit beigetragen haben mag. Daß man den Seitens der Bank effec⸗ 
tuitten Verkauf eines Pöſtchens öſterreichiſcher Prioritäten zu herabgeſetztem 
und nach dem Verkauf wieder erhöhten Courſe benutzte, um zu 
dedueiren, die Reichsbank werde als Concurrentin der Banquiers an 
der Börſe nicht reuſſiren, mochte auch mit dazu beitragen, den meiſt als 
boch betrachteten Preis der Bankantheile abzuſchwächen. Die internationalen 
Speculations papiere hatten mit höheren Courſen eingeſetzt, erfuhren ſpäter 
aber nur eine geringe Abſchwächung. Die localen Speculationseffecten blieben 
rubig. Disconto⸗Commandit 127,75, ult. 127,75 127,25, Dortmund. Union 
9,25, ultimo —, Laurabütte 63, ultimo 63% 6363 4. Auswärtige 
Staatsanleihen zeigten ſich ziemlich feſt, 1860er Looſe und öjterr. Renten 
waren gut begehrt und erſtere dementsprechend höher, Türken behauptet, 
Italiener ſchwächer, ruſſiſche Werthe ſehr ſtill, Bahnen und Prämienanleihen 
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| befjer, preußiſche Fonds ſehr ſtill und ebenſo andere deutſche Staa sanleihen 


nur in geringem Verkehr. Cöln⸗Mindener Loosautheile zogen elwas an. 
Das Geſchäft in Eiſenbabnprioritäten blieb Hein, von ausländiſchen Deviſen 
war Ungariſche Oſtbahn begehrt, da man von der Fuſion der Bahn mit der 
Theißbahn eine Beſſerung der gegenwärtigen Sachlage erwartet. Eiſen⸗ 
bahnactien vermochten das geſtrige Niveau nicht voll zu behaupten. 
Die rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Deviſen gaben einem verſtärkten Angebot. 
nach. Anhalter matter, nur Potsdamer in guter Frage und ſtei⸗ 
gend. Leichte Bahnen eher vernachläſſigt. Rumänen ſehr matt. Bank⸗ 
actien ziemlich feſt, Quiſtorp gefragt und höher, Gothaer Grunderedit ſehr 
rege, Deuiſche Bank und Weſif. Bank begehrt, Preuß. Bodencredit und 
Centralb. für Induſtrie feſt und lebhaft, Braunſchweiger Bank und Braune 
ſchweiger Hypolhek. gingen rege um, auch Börſenhandelsverein hat gute Um⸗ 
ſätze aufzuweiſen, Engliſche Wechslerbank zu geſtriger Notiz belebt, Schaaff⸗ 
baufen niedriger, Gewerbebank bei regem Geſchäft nachgebend, Meininger 
gingen im Courſe zurück. Jaduſtriepapiere wenig belebt. Brauereiactien be⸗ 
liebt. Viehhof ließ nach, Große Pferdebahn zu letzter Notiz gefragt, Weſtend 
begebri. Berliner Holzcomptoir und Hannoverſche Maſchinen zu böherem 
Courſe belebt. Oberſchleſ. Eiſenbabnbed. und Schwartzkopf matt, Baltiſcher 
Lloyd lebbaft. Mägdeſprung gefragt, Kölner Bergwerk feſt und fteigend, 
Eſchweiler Bergwerk recht belebt, Tarnowitzer höher. Phönix A und B. ſtei⸗ 
gend. Bochumer Bergwerk niedriger. Arenberger billiger. Um 2% Uhr: 
Credit 333%, Lombarden 199, Franzoſen 516, Reichsbank 162%, Disconto⸗ 
Commandit 127%, Dortmunder Union 9%, Laurahütte 65%, Köln⸗Mindener 
95%, Rheiniſche 114, Bergiſche 79%, Rumänen 28. Tendenz ſchwach 
(Bank- u. H.⸗Z.) 


Einnahmen an Wechſelſtempelſteuer.] Im Deutſchen Reiche ift 
im Jabre 1875 an Wechſelſtempelſteuer entrichtet worden 7,213,128 Mark 
gegen 7,041,498 Mark im Jahre 1874. Die Mehreinnahme beträgt dem⸗ 
nach 171,630 Mark. Man kann aus der N 
maßen auf den Geſchäftsumfang der einzelnen Bezirke ſchließen und veshalb 
hat die von dem „Reichs⸗Anzeiger“ veröffentlichte Tabelle höheres Intereſſe. 
Den größten Betrag an Wechſelſtempelſteuer hat der Oberpoſt⸗Diections⸗ 
Bezirk Berlin aufgebracht, nämlich 829 222 Mark; Hamburg iſt mi einer 
nur wenig geringeren Summe aufgeführt, nämlich mit 817,888 Marl. Dann 
folgt 5 mit 500,209 Mark, Leipzig mit 399,055 Mark, Frank⸗ 
furt a. M. mit 380,321 Mark, Köln mit 330,222 Mark, Bremen mit 


Straßburg i. E. mit 202,159 Mark und Magdeburg mit 196,788 Mark. 
Dann folgen Königsberg, Karlsruhe, Danzig, Stettin, Darm⸗ 
ſtadt, Dresden, Erfurt, hierauf Liegnitz mit 103.371 Mark, Oppeln 
100,203 Mark und Poſen 100,120 Mark. Die übrigen Oberpoſt⸗Direc⸗ 
tionsbezirke hatten unter Hunderitauſend Mark Einnahme, die geringite der 
Bezirk Trier mit 28,213 Mark Baiern und Würtemberg ſind hierbei 
außer Betracht gelaſſen, erſteres Königreich verzeichnet eine Einnahme aus 
der Wechſelſtempelſteuer von 381,148 Mark, letzteres 212,560 Mark. 


[Magdeburger Privatbank. Nach vorliegenden Nachrichten hat ſich 


die Magdeburger Privatbank den im § 44 des Bankgeſetzes aufgeſtelllen 
Normativbedingungen unterworfen und iſt daher in der Bekanntmachung des 
Herrn Reichskanzlers vom 7. Januar d. J. (Reichs⸗Geſetzblatt Seite 2) unter 
denjenigen Privat⸗Notenbanken mit aufgeführt, zu deren Gunſten die bes 


ſchränkenden Beſtimmungen der §8§ 42 und 43 des Bankgeſetzes für nicht 


anwendbar erklärt, deren Noten daher im geſammten Reichsgebiete umlaufs⸗ 
fähig ſind. 


[Roftoder Bank.] Die Roſtocker Bank hat ihr Noten⸗Ausgaberecht bei⸗ 
behalten, ohne ſich den Normativbedingungen zu unterwerfen. Auf dieſe 
Bant findet daher der in Betreff der Braunſchweigiſchen Bank bereits früher 
dargelegte Grundſatz Anwendung: ihre Noten bleiben innerhalb des Groß⸗ 


berzogtbums Mecklenvurg⸗Schwerin im Umlaufe; außerhalb dieſes Gebietes 
ic eine Verwendung derſelben zu Zahlungen nach § 56 des Bankgeſetzes 


ſtrafbar. 


[Credit⸗Anſtalt.] Die 3 daß die Creditanſtalt bei dem 
neueſten Rentengeſchäfte ſich für eigene Rechnung nur in ſehr geringfügigem 
Maße betheiligt habe, entſpricht, wie die „N. Fr. Preſſe“ hört, nicht der 
Wahrheit, da die Participation der Crevitanſtalt auch diesmal eine verhältniß⸗ 
mäßig ſehr bedeutende iſt. 


[Der Suezeanal in Gefahr.] Zur Vervollſtändigung unſeres Tele⸗ 
ramms im geitrigen Mittagblatt, theilen wir nach dem „Wiener Tagblatt“ 
Folgendes mis: Wie aus Alexandrien berichtet wird, beginnt jetzt die Einf 
um Suezeanal bei Port Said ſtark zu verſanden. Der Nil walzt namlich 
ſoerwäbrend neuen Schlamm nach ſeinen Mündungen heran, der ſich dann 
nicht nur vor denſelben ablagert, ſondern auch weiter getragen und ſogar 
bis zur nördlichen Einfahrt in den Suezcanal geſchwemmt wird. Um nun 
dieſe Einfahrt wieder frei zu machen, wird es große Geldopfer erfordern. 
England, das aa der Schifffahrt durch den Canal mit 75 Procent betheil 
iſt und dieſe Fahrſtraße auch dazu benöthigt, um feine Krie zsſchiffe n. 
Indien ſchicken zu können, will zwar gerne beiſteuern, nicht aber ſo die alten 
letionäre dieſes Unternehmens, welche der Meinung find, für die gewöhn⸗ 
lichen Kauffahrteiſchiffe ſeien dieſe Schlammanſammlungen noch lange nicht 
gefäbrlich und man habe darum Zeit, dieſelben erſt nach einigen Jahren von 
dort zu emfernen. Uebrigens haben ſeit 15 Jabren die Korallenbänke im 
Rothen Meere, welche jetzt auch auf dieſem Meere die Schifffahrt ſehr er⸗ 
ſchweren, bedeutend zugenommen. 


[Neue Anleihe des Khedive.] Pariſer Miubeilungen zufolge unter» 
bandelt der Vicekönig von Egypien dort neuerdings wegen Contrahirung 
einer Anleihe im Betrage von zehn Millionen Pfund Sterling zum Zwe 
der Conſolidirung der ſchwebenden Schuld. 


Ankauf der italieniſchen Südbahnen.] Wie die „Gazzetta killa 
meldet, befinden ſich jetzt die Verwaltungsräthe Vaſtogi, Balvimo, . 
und Baſſi der italieniſchen Südbahnen in Rom, um mit der Beet 12 
Den ee = 8 N zu dne alle loſſen ift 
niſche Handelsmintſter trotz der Oppoſition im Parka 
dieſen Kauf zu vollziehen und auch die jo angelauften Strecken durch den 
Staat betreiben zu laſſen. 


d'Italia“ 


Höhe der Stempelſteuer geweſſer⸗ 


257,697 Mark, Arnsberg mit 252,102 Mark, Breslau mit 246,576 Mark, 


— —— — 
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Karh. 49 Thaler-Loose 258,009 B 
Badische 35 Fl.-Loose 142,49 B 
Braunsckw. Präm.-Anleihe 84,90 bz 


do, 3. 
Oesterr.-Fr. St.-B. 
Oest. Nordwestb. 5 
Oest.Sudb.(Lomb.)] 1% 
Ostpreues. Südb, .| 0 


2 * 
Berliner Börse vom 2½, Januar 1876. 
Wechsel-Course. Elsenbaha-Stamm-Aotlen, 
AmsterdamI00F}, 4 T J [163,10 bs Divid, pre 1874 1878 ff. 
do. 40. 2 l 1288 bs Aachen - Mastri-ht.“ 1 42390 br 
5 | 20,16 b 2 id er ber 
London 1 Late, . 3 M. ) Berg.-Märkische. .| 3 | — 4 | 1050 b 
Paris 100 Free. . 8 T.4 | 81,09 br Berlin-Anhalt 8% |— 4 15 80 ba 
Potersburgi®0SR.| 3 M. 5 ½% 0% o Berlin Dresden. 8 — 6 | 28.50 520 
Warschau 1008. 8 T. 8 ½½ 846 ba Berlin-Görlitz ...|0 % 4 32) ba 
Wien 100 Fl. . 3 2. 00 b Berlin-Hamburg. 1% — 4 173 bz 
40. do. ee «174,70 bs Berl. Nordbahn,.. 1 = fr. 7 - Le 
— Berl.-Potad-Magdb. — 72,25 ba 
Fonds- und Geld-Course, Berlin. Stettin . 91 - 4 1126,25 ba 
Btaats- Int. 44, eon Ol. 4½ 106. 10 ba Böhm. Westbahn. 6 s 6 82.5% 
do. Acbige 4 | 9940 ba Breslau-Freib .. — 4 | 80,90 bz 
Staats-Schuldscheine. 13% 92,59 bz Cöln-Minden 10 — 4 95,75 bz 
Präm,-Anleihe v. 1865 ½ 130. bad do. Lit. B.| 5 5 |5 | 4 bad 
Berliner Stadt-Oblig. 1 101.4 ba Cuxhaven, Eisenb.| 6 6 65 — — 
Berliner 4½ 101,50 bzB Dux-Bodenbach.B.| 0 0 44 bas 
© Pommersche 3% 83,6 B Gal. Carl-Ludw.-B.| 8½ | — 4 | 86,25-50 b 
3 Posensche neue. 4, 94.00 B Halle-Sorau-Gub, | 0 — 4 | 11,50 bs 
© |Scehulesische . .. . | —— Hannover- Altenb. 0 — 4 12,75 ba 
Kur- u. Neumärk. 4 | 97,50 bz Kaschau- Oderberg] 5 — 6 | 60.50 ba 
| Pommersche ....4 | 96,10 6 Kronpr. Rudolfb, | 8 s |5 63.40 520 
# \Posensche, ..... 14 96,10 6 Ludwiesh.-Bexb, | 9 — 4 174.75 dz 
@(Preussischo. ... «| 4 96.1 6 Märk.- Posener 0 — 4 | 22,50 ba 
® ]Westfäl. u, Rhein.% 68 25 B Mardeb. - Halberst.| 3 — |4 | bz 
Sächsische. 4 | 9830 b Asgdeb. Leipzig. 4 fi | 1900,15 bz 
4 Schlesische 4 | 86,10 0% do, Lit. B.] 4 4 6 91,8 ba 
Badische Präm.-Aul, . [121,60 520 Mainz-Ludwigsh, .| 6 — 4 | 19849 bs 
Baierische 4% Anleihe 4 123 60 bz Niederschl.-Märk, 4 4 4 98 * 
Böln-Miud, Prämiensch 3½ 108 25 bzB Oberschl, A. C. D. E.] 12 — 1334 141,20 bs 


Oldenburger Loose 135.00 h 


Fremd. Bun. 99.83 6 
einl. l. LoIip.— — 
Oest. Bku, 176,60 bz 
Kuss, Bkn, 263 65 be 
l 


Ducaten 9,47 etbz 
Bover. 29,29 bo 
Napoleons 16,25 b 
Imperiale — — 
Hollars— — 


— —— 
Rypotheken- Certificate. 
Kruppschepartial-C bl. 11.25 bz 


4 Hyp.-B. A4 99.09 76 
1 38980 520 
Doatscha Hyp.-B. bfb. 4% 95,75 bad 
Küudbr, Ceut.-Bod.-Or. 3% 10, ba 
Unkünd. do. (1870/5 [101,00 ba 

do. rückzb. a 1105, 163,70 bz 
do, do, do. 4 98,60 ba 
„ I. d. Pr. Bd.-Ord. 35 — 
gr 1 fl. Em, do. - 7 5 ur 
ando,fyp.Schuld.do.| 29,” 
App. Auth. Nord. &.. 5 /101,90 bad 
Pomm. Hyp.- Briefe 8 105,00 6 
do; do, II. Em, 5 101,75 bz 
Soth, Präm.-Pf. I. Em. 5 % b»B 
do. do. II. Em. 5 1106,00 bz 
40, Bhf. rk xIbr. m. 110%, 100 bıB 
40. 4½ do, do. m. 104% 88.00 8 
Meininger Pram.-Pfdb. 4 100% bz 
Oest, Silberpfandbr. . 6% 54.78 bs 
do,‘ Hyp.-Crd.-Pfdbr.)d 61.0 © 
etab.d.Oest.Bd.-Or.-Ge,d | #8,75 G 
Schles, Bodencr.-Pidbr. 5 160,25 B 
do, do, 4½ 93.75 
add. Bod.-Ored.-PIdb. 6 102,00 0 
de do, 40% 4% 98,00 8 
52.75 8 


Wiener Silberptan: . 


Ausländische ar 5 
Ost, Biiberrente, . q 44¼ 44,20 bz 
do. Papierrente. . 4 ½ 60,59-40 br 
do. ber Präm.-Anl. 4 [167,30 B 
40, Lott.-Anl. v. 60. . 5 14.60.50 bz 
do. Credit-Looss „ + .|— 335% bz 
do, Ger Looss . [2,25 bz 
Auss. Präm,-Anl. v. 64% [181,76 b 
do, do, 18665 18180 ba 
do. Bod-Ored.Pfäbr.|6 | 85,40 ba 
40, ont. Bod. Or. P.db. 
Auss.-Poln. Schatz-Obl,|4 
Pole, Pindbr, III. Em.|4d 
Polk. eee 
rik. rücks. p. 
2 do, * 188516 
dd, 5% Anleihe. 6 
Französische Rente . .d 
Ttal, neue 6% Anleihe 
Itnl. Tabak-Oblig. » 6 
RBaab-GroseriWiühlr.T..|4 
Rumänische Anleihe. . 8 
Türkische Anleihe 6 
ung Be8t-Kisenb.- Aut 


68,00 bz 
104,10 bz 
101,60 be 
100,10 ben 
71.70 bz 
100.70 B 
78.60 b 
104 59 be 
2020 ba 
72,25 B 


che 10 Thir.-Loose — — 
Finnische 10 Tilr.-Loose 41,60 B 
Türken-Loose 43,00 etbaB 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 

Barg-Märk. Serie II, 4% 99,10 b 

do, OL,v.St3Y g. 160 64,50 ba 
12 


do, do, 1. 97,25 @ 
do, Hess, Nordbahn | — — 
Berlin-Görlitzu... ++ 5 io ba 
rn 4614 — — 
do. Lit. G. 4 - 
Breslau-Freib, Lit. D. 4% — — 
d. do. E. 4 — — 
do. do. FA | — 
+ de, do, 6.47 — — 
do. do. 1.4% 92,00 @ 
do do, J. 4½% 9100 B 
do, do. K. 4½ 21,10 etbzB 
Oöha-Minden III. It. A. 4 89.40 bz@ 
do. „ Lit. B. 4½ 08.25 bzB 
do .. IV. 4 9128 8 
do. V. 4 89,40 0 
Ualle-Sorau-Guben . 5 | 96,50 bz 
Hannover- Altenbeken a — — 
Markisch- Posener. 5 10% bzB 
SM, Staatab, I. Ser. 4 96.75 6 
de, de. IL Ser. | 0600 @ 
de. do. Obl,LuwILl.|s 96.75 8 
LER do, UI. Ser. 4 96,00 0 
Oberschles. A... 114 — — 
do. BB. 3 — — 
de. 8. 4 — — 
do. D. 4 916 
40. E.. sul — — 
de, 2. 4½ 100.50 ban 
do. G. 47. —— 
. 4% 1180 ba 
do, von 186608 103. 0% ban 
40. von 1873.4 88.50 0 
do. von 1874. 4½% 96,40 @ 
do. Brieg-Naiss4½ — — 
40. Cosel-Oderb,|4 — — 
dp. do. 5 103.30 8 
do. Starzard- Posen — — 
A. do. II. Em. 155 04:5 @ 
do. do, III. Em. 4% 09,95 6 
do. Mdreehl Zw Eb. % 18.00 br 
Odipreuss, Südbahn .5 102,00 0 
Kechte-Oder-Ufer-K. „ 103,00 bah 
Schlesw. Eisenbahn. 4% 98,00 ba 
cuemnita-Romotaun. 3 | 27.00 B 
Dux-Bodenbach, . .. + 6 66.6 0 
do, U. Emission . . | 66.10 b 
Dun. ..* ir, 28,10 dad 
@äl, Carl-Ludw.-Bahu- 6 | 87,59 B 
do. do, neue s | 85,80 bag 
Kaschau-Öderberg. „.)d | 64.75 520 
Ung. Nordostbahn . . 5 | 61,26 b. 
Ust. Ostbahn ; 67 40 b 
Lomberg-Crerbowitz 3 | 69,30 6 
3 do. do. II. 72,0 bz 
do, do, 11.5 | 64,50 b 
Mährische Greurbahn 6 | 76,80 bas 
Mäbr-Schl, Gentralb.|ir. | 27,25 8 
do, II. ir. | 25,60 bz 
Kronpr.-Endolf-Bahn . | 73,40 bz 
Ossterr.-Frauzösische 3 319.76 bz@ 
„ do. do. IL. |3 1397,70 bz 
A0. südl Staatsbahn 3 |23490 bz 
do, neue |3 234.80 bz 
de, Obligstionen|ö | 81,00 etbz@ 
Warschau-Wien II.. 5 | 99,00 @ 
de, III.. 5 98,00 n 
do, IV.. +15 


N 94,50 bz 
..5 | 9,75 ba 

Bank-Discont 6 Kt. 
Lombard-Ziuetues 6pCt 


Reichenberg-Pard, 
Rheinische. ...., 
do, Lit.B.(4% gar.) 
Rheiu-Nahe-Balhn 
Rumän, Risenbahn| 4 
Schweiz Westbahn] ® 
Stargard -Posener| 4 
Thüringer Lit. A.] 7 
Warschau-Wien, 10 


x 
** 


— = 
11 8119 


Eisenbahn-Stamm-Prierltäts- Action. 


Berlin-Görlitzer . .| 4 — 15 165 beg 
Berliner Nordbahn| ® — tr.“ — - 
Breslau Warschau] 0 7 s0@ 
Halle-Sorau-Gub, | 0 oe 8 19,25 548 
Hannover-Altenb. | 0 60 s 25,25 ba 
Kohlfurt-Falkenb, | 2% — 5 ⁶ 38 B 
Märkisch-Posener 9 — 6 64,76 bz 
Magdeb.-Halberst, | 3% | 3%, 3½ 54 baz 
do. Lit. C.] 5 5 5 83,25 bz 
Ostpr. Südbahn. 3% ñS 15 | 71,50 bz& 
Pomm, Centralb, .| 0 — fr. — 
Rechte-O,-U,-Bahn] 6% — 6 108.25 bed 
Rumänier „ 8 8 Js 384, bz 
Jaal- Bahn. 2% 0 15 | 25 ban 
Weimar-Gera, . ..| 5 2% |6 | 23,75 bs 
Bank-Paplere. 
Allg.Deut.Hand.-G.| 5 — 14 [eonV. 
AngloDeuischeBk,) 0 — 4 65 B 
Berl. Kasaen-Ver, 1% | — |4 74 n 
Berl. Handels.-Ges.] 7 — 90,50 28 
do. Prod.-u. Hdls.-B. 1075 — 4 526 
Eraunschw. Bank.] 7½ — 4 | 81.75 20 
Bresl, Disc.-Bank | 4 — 4 | 68,75 ba 
Bresl.Maklerbank @ — 4 — um 
Bresl. Makl. Ver.-B.] 4 — 4 — — 
Bresl. Wechslerb.] 3% — 64.50 ba 
Cobarg. Crod.-Enk.] 4 — 14 | 66,25 ba 
Danziger Priv.-Bk.| 6 — 4 112506 
Darmst, Creditbk. 10 — 4 113,90 ba 
Darmst, Zettelbk.] 6%, — 14 94,90 ba 
Deutsche Bank 8 — 4 81 bs 
do, Reichsbank — — ir. 62,80 ba 
do. Hyp.-B. Berlin] 7% — 4 9180 & 
Deutsche Unionsb.| 3 0 4 179 dz 
Olse.-Comm.-Auth. 2 — 1 1127,78 ba 
Genossensch.-Buk.] 6 — 14 1 
do. Junge! 6 3 5,50 
Gwb,Schuster u. C.] 0 — |4 | 17,50 b2B 
Goth. Grunderedb.] 9 — 4 1105 ba 
Hamb, Vereins-B. Ill, — 4 14,5% @ 
Hannov, Bank .| 6 | — 4 1100,75 bad 
do, Disc.-Bank 0 — 14 84 B 
Könlgsb. Wer.-Bank 5% | — 4 79 & 
Ludw.-Ii. Kwilecki 64 — 4 — — 
Leipz. Cred.-Anst. 9% — (4 121.0 620 
Luxemburg. Bank 9 — 1 1194,75 0 
Magdeburger do. 54% — 11 104 B 
Meininger do. 4 zer 78 b 
Moldauer Lds.-Bk. 3 PR N“ 
Nordd, Bank 10 — 4 1128 5 
Nordd. Grunder.-B. 9% — 1 101,10 bas 
Oberlausitzer Bk. 0 — 486 6 
Oest. Cred.-Actien] 6% — 4 340.39 ba 
Posner Prov.-Bank 6 — 4 v4 
Pr. Bod.-Cr.-Act.-B. 8 — 4 91,0 50 
Pr. Cent.-Bod,-Ord, 95 — 4 117, bz 
Sächs.Bank, ... .|10% — 4 119 etb2B 
Sächs, Ored.-Bank| 6 — |4 | 81,10 6 
Schl. Bank- Verein] 6 — 484 R 
Schl. Vereinsbank 5 — 14.181300 
Thüringer Bank. «| 6 — |4 | 76,50 bzG 
Weimar. Bank... 5% | — 4 | 61 ba 
— 1 120 


Wiener Unlonsb. 9 5 


In Liquidation.) 


Berliner Bank 


Ber), Bankverein 71,25 ba Antwerpen, 20. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide 
ee eee markt.] (Schlußbericht.) Weizen matt. Roggen unverändert, Riga 17%. 
Berl, Wechsler.-B.| 0 — ir. 36 0 Hafer behauptet. Schwediſcher 22. Gerſte ſtetig. Br 
Ar. Pr. Wechul-Bh. 0 | — fr. Antwerpen, 20. Januar, Nachmittags 4 Ubr 30 Min. [Petroleum ⸗ 
n Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 32 bez, 32% Br., 
Hessische Bank . 0 — ir | 8825 b per Januar 32 Br., per Februar 3144 bey, 31% Br., per März 30 bez., 
Ndrschl. Cassenv.| © — ftr. 0,50 . 30% Br., pr. April 30 Br. Matt. N f 
206. Fr. Wen-. 0. S m. | 980 5 Bremen, 20. Jan., Nachmittags. [Petroleum] (Schluß bericht.) Stan 
Pr. Credit-Anstalt| 0 — te | 500 6 dard white loco 13, 10 à 13, 15, pr. Januar 13, 10 ü 13, 15, pr. Februar 
. 3 II. Im 12, e ve a ee 
Vor-Bk. Quistorp| ( — Im | 12 be ‚ Berltw, 20. Januar. [Producteavertch.] Roggen eröffnete heute 
mit reichlichem Angebot auf Termine eimas niedriger, fand aber genügende 
Industrie- Papiere. Beachtung, um den Ruückſchritt allmälig wieder einzudolen, Waare ſehr 
BerlEisonb.-Ba-A.| 7% l — fr. 128/23 B ſchwach zugeführt, iſt wenig umgeſetzt worden. — Roggenmehl ziemlich feſt. 
40 Reiche! ( 1 le — Weizen neuerdings billiger verkauft, ſchließt mit elwas bejierer Kaufluſt 
Märk. Sch. Masch. G. 0 — 416% br . feſter. = Der Se matt. ee er feiter ge; 
Nordd Gummifab.| 6% | — |4| 46 B alten, aber wenig belebt. — Spiritus ohne weſentliche Veränderung un 
er a e in äußerſt beſchränttem Verkehr. 8 h 
x . Weizen loco 175—210 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
Pr. Hyy.-Vere.-Act. I% |18 4 [12400 @ weißer märkiſcher — M. ab Bahn bez., gelber mecklendurger — Mi. bez., 
Schles. Feuervers. 17 — 4 16006 Fade märkiſcher = M. ab abe be re nee 90 M. ab 
D 4 — 4 | 20,50 etbıB ahn, ordinär gelb rumäniſcher — M. bez, pr. December jannar — 
Bee Union Kr 0 4 | 9235 b M. bez., pr. Januar⸗Februar — M. bez., pr. April⸗Mai 94—195 M. bez, 
, 2227 208,0. ben 
ü 2419 14 1:67,76 bs ekündigt 10 ine. Kündigungspreis — Roggen loco 147-162 
Mortehitte, 1 . M. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 148 —151 Wi. bez., 
e eee polniſcher 151—152 M. bez., mlandiſcher 159 101 M., exquiſit — M. 
Schi. Kohlenwerkel 0 = „ % fab Bahn bez., pr. December-Jannar 15274 — 153 U. bez, pr. Januar Fe⸗ 
Schl Zinkh.-Actien] 7 — 4 83% b bruar 151—150% M. ber, pr. Frübjahr 149—150 M. bez., pr. Mai⸗ 
do. St-Pr-Ach| 7 — 4 1 Juni 145-149 M. bez., pr. Juni⸗Juli 148 —148½ M. bez. — Gekün⸗ H 
n 1 Zu Lisa digt 10,000 Etur. Kündigungspreis 153 M. — Gerſte loco 182—180 M. 
s RR nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo loco 135 180 M. nach 
33 2 & — 1 3,23 bas Qualitat gefordert, oſtpreußiſcher 150-174 M., weſwreußiſcher 150 —174 
Bresl. E. Wagenb. % — % s M, ruſſiſcher 150-174 M., pemmerſcher 185175 M. bez, mealenbur⸗ 
do. ver. Oelfabr.| 6 = 4 400 giſcher 165—175 M. bez., böhmiſcher 166—175 M. ab Bahn bez., ſächſiſcher 
ee 166—175 M. ab Bahn bez, pr. December⸗Januar — M. bez., pr. Ja⸗ 
om Ware * 2 Age nuar⸗Februar — M. bez., pr. Frühjahr 163 —165%4— 163 M. bez., pr. Mais 
0. Schl. Eisenb.-B.| 2 — 4 2825 ba Juni 163% M. nom. bez. — Getündigt — Ctur. Kündigungspreis — M. 
nene — Erbſen: Kochwaare 176-210 M., Futterwaare 168—175 M. — Wei 
FC zenmehl pr. 100 Kilo. Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 27,00 26,00 
Schl. Tuchfabrik 0 — 44 — M. bez., Nr. C0: — M. bez., Nr. 0 und 1: 25,50 — 24,00 M. bez. — 
ng > 1 806 | Roggenmehl Nr. O: 23,50 —22,00 M., Nr. 0 und 1: 21,00—19,50 M. — 
an tea f n | Roggenmehl Nr. O und 1: pr. December⸗Jannar 20,60 65 M. bez., vr. 


0 | — tr. 
4 0 Ir. 


(Aus Wolffs 


München, 20. Januar. Die „Süddeutihe Preſſe“ bezeichnet die = we 


Mittheilung der „Frankjurter Zeitung“, wonach die Abſicht beſtände, 


— 


den baleriſchen Landtag nun doch noch aufzulöſen, für vollſtändig un: 
begründet. 

Wien, 20. Januar, Abends. Die Generalverſammlung der Na⸗ 
tionalbank genehmigte den Rechenſchaftsbericht für 1875, die Dividende 
26 Gulden pro zweites Semeſter und die übrigen bekannten Anträge 


der Direction. 
Verſailles, 20. Januar, Abendd. Permanenzcommilfion. Die 
Buffet er⸗ 


Linke beſchwert ſich über den Wahleinfluß der Präfecten. 
klärt, er werde ſich auf keinerlei Beſprechung von Wahlvorgängen 
einlaſſen, er wolle der Wahlprüfung nicht vorgreifen und könne der 
Commiſſion nur das Recht zugeſtehen, die Nationalverfammlung einzu: 
berufen, falls ſie ſolches für opportun halte. Auf die Anfrage Picards hält 
Buffet die dem neuen Preßgeſetze bezüglich des Straßenverkaufs der 
Journale gegebene Auslegung aufrecht. Im Einverſtändniß mit Du⸗ 
faure glaube er, der Artikel 6 des Geſetzes von 1849 beſtehe noch zu 
Recht, der den Präfecten geſtatte, die Colportage zu erlauben und zu 
verbieten. Sei die Linke anderer Anſicht, ſo würden die Gerichte zu 
entſcheiden haben. Der Zwiſchenfall war ohne Folgen. Die Linke 
beſchränkte ſich auf einen Proteſt. Die nächſte Sitzung iſt am 3. 
Februar. 

Konſtantinopel, 20. Januar. Der Arbeits miniſter Kadribey iſt 
zum Muſteſchar im Marineminiſterium, Halet Paſcha zum Arbeits⸗ 
miniſter ernannt. Ali Paſcha Conſtant Effendi iſt nach der Herzego: 
wina abgereiſt. Ein kaiſerlicher Irade beauftragt den Juſtizminiſter 
Djeodet, prompt die Reform- Ausführung zu überwachen und 
ſich nach Adrianopel in das Donau⸗Villyet zu begeben. — 
Djeodet reiſt unverzüglich ab. Die eingeſetzten Comites für Vorunter⸗ 
ſuchungen errichteten Polizei- Commiſſariate, um unverdiente Präventio: 
haften und Verwechſelungen hintanzuhalten. 

Waſhington, 20. Januar. Zur Unterdrückung der von mexlka⸗ 
niſchen Streifbanden auf amerikaniſchem Gebiete begangenen Räube⸗ 
reien iſt von der mit Berathung dieſer Angelegenheit beauftragten 
Commiſſion des Repräſentantenhauſes die Abſendung zweier Regimenter 
Militär an die Grenze von Texas beantragt worden. 


Telegraphiſche Courſe und Börfennachrichten, 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 20. Januar, Rahm. 2 Uhr 30 M. [Schlußcourſe.] 
Londoner Wechſel 203, 22, Pariſer Wechſel 80, 95, Wiener Wechſel 175, 50. 
Böhmiſche Weſtbahn 165% , Eliſabeihbahn 145% , Galizier 172%, Fran⸗ 
oſen 257%, Lombarden 99, Nordweſtbahn 124%, Silberrente 64%. 
Pape 60%, Aufl. Bodencredit 86, Ruſſen 1872 9%, Ruf: Ans 
leihe de 82 —, —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 1144, 1864er 
Looſe 294, 50, Creditactien 169%, Nationalbank 781, 50, Darmſtädter Bank 
113¾8. Brüſſeler Bank —, Berliner Bankverein 71 excl. Frankf. Bankverein 
—, —, dito. Wechslerbank 76%, Deutſch⸗oͤſterr. B. 89%, Meininger Bank 
784, Hahn'ſche Effectenbank —, Reichsbank 162, Continental —, 
Heſſ. Ludwigsbabn 97%. Oberheſſen 73. Ungarſſche Staatslooſe 168, 00. 
do. Schtzw. alte 92%. do. neue 91%. Central⸗Pacific 907 Türken — 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 64. Feſt, Reichsbank matt. 

Nach Schluß der Börfe: Creditactien 169%, Framoſen 258%, Lombarden 
99%, Galisier —, 1800er Loeſe —, —. Oeſterreichiſch⸗ deulſche Bank —, 
Reichsbank —, —. 

*) Per medio reſp. per ultimo. 

8 de . 100 20. Januar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 115%, Silberrente 64%. Credit⸗Actien 169%, Nordweſtbahn —, 
860er Looſe 114%, Franzoſen 644%, Lombarden 247, Ital. Rente 71%, 
Vereinsbank 115, Laurahütte 62%, Commerzbank 83%, do. II. Emiſſion 
—, Norddeutſche 123%, Prppinzial⸗Disconto —, Anglo⸗deuiſche 54½, be. 
neue —, Internationale Bank 82%, Amerikaner de 1885 91%, Köln⸗Mindener 
Su.⸗A. 95%, Mheiniſche Eiſenbahn do. 114, Bergiſch⸗Märkiſche do. 79%, 
Disconto 4% pCt. — Felt, aber ſebr ſtill. ; 5 

Hamburg, 20. Januar, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
und auf Termine flau. Roggen loco flau, auf Termine matt. Weizen pr. 
Januar 197 Br., 195 G., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo 199 Br., 198 Gd. 
Roggen pr. Januar 147 Br., 146 Gd., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo 
150 Br., 149 Gd. Hafer ruhig. — Gerſte matt. — Rüböl behauptet, loco 
67, pr. Mai 66%, pr. Detbr. pr. 200 Pfd. 67. Spiritus ſtill, pr. Januar 
34, pr. Febr.⸗März 34%, per April⸗Mai 35%, per e per 100 Liter 
WOK 36%. — Kaſſee feſt, Umſatz 3000 Sack. — Petroleum ruhig, 
Standard mbite loco 13, 50 Br., 13, 30 Gd., per Januar 13, 
per Auguſt⸗December 12, 30 Gd. — Feucht. 6 

Liverpool, 20. Januar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſaz 12,000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 51,000 
Ballen, davon 42,000 Ballen amerikaniſche. ; 

Liverpool, 20. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
e Ballen, dabon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
— Behauptet. a 

Middl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 4°,., middl. 
fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 37%, fair 
Bengal 4%, good fair Broach 5%, new fair Oomra 4%, good fair Oomra 
5%, fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 6, fair Egyptian 7. 


30 God., 


Januar⸗Februar 20,60—65 M. bez., pr. Februar⸗März 20,60 —65 M. bez., 
pr. März⸗April 20.60—70 M. bez., Fr. April⸗Mai 20,75—80 M. bez., pr. 
Mai⸗Juni 20,90 M. bez., pr. Juni-Juli 21 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 21 
M. bez. — Gekündigt — Eins. Kündigungspreis — M. — Oelſaaten: 


bis 8 M. dez. Gekündigt 400 Ctnr. Kündigungspreis 6490 M. — Leindl 
loco — M. bez. — Petroleum loco 29 M. bez. per 100 Kilo incl. Faß, 
pr. December⸗Januar 28 M. der, pr. Januar⸗Februar 27,8 M. Br., bez., 
pr. Februar⸗März — M. bez. Abgelaufene Anmeldungen — M. bez., pr. 
April⸗Mai — M. bez. — Gekündigt 1500 Gtnr. Kündigungspreis 28 M. 
Spiritus per 10,000 Liter locr „obne Faß“ 42,3 M. dez, „mit Faß“ 
— M. bez., pr. December⸗Januar 44,2 M. bez., pr. Januar⸗Februat 44,2 
M. bez., pr. Marz⸗Avril — M. bez., br. April⸗Mai 46,4—3—5 N. 
pr. Mai⸗Juni 46,8—9 R. bez., pr. Juni⸗Juli 48,1—47,9—48,1 M. bei 
pr. Juli⸗Auguſt 49,3 M. bez., pr. Auguſt⸗Septemder 50,2—4 M. bez., pr. 
. — M. bez. — Getündigt 3000 Liter. Kandigungspreis 


Breslau, 21. Jan, ½% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
ng für Getreide matter, bei ftärlerem Angebot und unveränderten 
Preiſen. 

Weizen in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 15,70 
bis 18,00 19,50 Mark, gelber 15,50—16,75— 18,50 Mark, feinfte Sorte 
über Notiz bezahlt. 

Roggen, feine Qualitäten gut behauptet, per 100 Kilogr. 14,00 bis 
14,75 bis 16,25 Mart, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte wenig verändert, per 100 Kilogr. 12,50 — 14,50 bis 15,50 Mark, 
weiße 16,00 — 17,0% Mark. 

Hafer, feine Qualitäten bebauptet, per 100 Kilogr. 15,00 —16,20 bis 
18,20 Mart. feinster über Notiz. 

Mais unverändert, per 100 Kilogr. 10,00 — 11,00 Mark. 

Erbſen wenig zugeführt, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. 

Bobnen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 14,50 —15,50— 16,50 Mart 

Lupinen ſchwach beachtet, per 100 Kilogr. gelbe 9,3011, Mart blaue 
9,50 11,10 Mark. 7 

Wicken hoch gehalten, per 100 Kilogr. 16—17 18 Mart. 

Oelſa aten gut behauptet. 

Schlaglein matter. F 

Bro 100 Kilogramm nette in Mark und Pf. 
27 — 25 — 22 


* 
** 


Schlag⸗Leinſaat 5 25 
Winterraps 30 25 29 25 28 25 
Winterrubſen 29 25 28 25 26 25 
Sommerrübien..... 30 50 29 50 28 — 
Leindotter 27 ab — 25 — 


Rapskuchen preisbaltend, pr. 50 Kilogr. 7,80—8 Mark. 

Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,20 9,70 Mark. 

Kleeſamen ſtärker zugeführt, rotder gute Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 
50 56 —59—62 Plart, weißer hoch gehalten, pr. 50 Kuogr. 62—65—74—77 
Marl, bochfeiner über Notiz. 

Tbymotbee preisbaltend, pr. 50 Kilogr. 30—32—34 Mark. 

Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Klgr. Weizen ſein all 29,.25—30,25 
Mark, neu 25,75 26,75 Mart, Roggen fein 26,00 —27,00 Mark, Hausbacken 
24,25—25,25 Mark, Roggen⸗Futtermehl 10—11 Mark, Meizenllew 8 bis 
8.75 Mark. 

Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts« 
Sternwarte zu Breslau. 


Januar 20. 21. Nachm. 2 u. Abos. 10 U. d. 8 
Luftdruck bei ob 333%560 332,¼%87 33223 
Yuftwärme -- ++: -+- ＋ 203. | — 1, I + 0'9 
dann s. 1% 1 10786 
Dunſtſättigung 70 pCt. 84 pCt. 90 vCt. 

W ! 8 
Wetter i beiter. beiter. heiter. 
Breslau, 21. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 4 M. 40 Em. U.-B. — M. 42 C. 


a 
Eisſtand. 
— — — — ö —ę—- ——̃ — —ę.? —u—.tù 


Vermiſchtes. 

I., Aujuſt“ — eine Injurie. —] Die Frage, ob in dem Zuruf „Aujuſt 
Aujaſt!“ eine Beleidigung liegen könne, beſchäftigte in dieſen Tagen, wie die 
Trip.“ berichtet, das Berliner Stadtgericht. Die Leiſtungen des Aujuſt im 
Renz'ſchen Circus haben dieſem Namen nun einmal einen Klang verliehen, 
welcher dem Ohre des Staatsanwalts bei gew jien Gelegenbeiten nicht unbe⸗ 
denklich erſcheint. (Auch im Circus Carré erregt bekanntlich ein ſolcher Auguſt 
die Lachluſt des Publikums.) Es war am Abend des großen Brandes, durch 
welchen die Ermeler ſche Tabaksfabrik in der Breitenſtraße in Flammen auf⸗ 

ing. Die Feuerwehr war herbeigeeilt, und auch aus allen Gegenden hatten 
eugierige ſich aufgemacht, um dem ſchrecklich⸗umpoſanten Schauspiel zuzuſehen⸗ 
Berittene Schutzleute ſprengen ſoeben über die Kurfürſtenbrücke, um dem 
Schauplatz des Brandes zuzueilen, da ertönt aus verſchiedenen Kehlen der 
Ruf: „Aujuſt! Aujuft! da kommen die Aujuſte!“ Die Wächter des Geſetzes, 
über dieſen Zuruf empört, ſprengen auf den Bürgerſteig, nehmen zwei von 
den Schreiern beim Kragen und befördern ſie zur Polizeiwache. Es waren 
der Schloſſer Hermann Rötbling und der Kanzleigehilfe Guſtav Kupkow, die 
ſich nunmehr wegen des Rufes: „Aujuſt! Aujuft! Die Aujuſte kommen!“ zu 
verantworten haben. Während fie ſelbſt in dem Worte Aujuſt nur einen 
barmloſen Namen finden, trägt der Staatsanwalt kein Bedenken, darin eine 
entſchiedene Beleidigung zu ſehen. Er unterzieht den Aujuſt einer kritiſchen 
Beleuchtung und findet, daß man bei jenem Ausruf den Aujuſt im Circus 
im Auge habe. Der Aujuſt im Circus ſei aber die Perfonificirung der Un⸗ 
geſchicktheit, denn Alles, was er thue, geſchebe mit ſolchem Ungeſchick, daß er 
das Gelächter des Publicums errege. Indem Seitens der Angeklagten alſo 
die Schutzmänner als a wurden, wurde ihnen der Vorwurf 
der Ungeſchicktheit und Lächerlichkeit gemacht, und zweifelsohne liege bierin 
eine Beleidigung. Der Gerichtshof ſah gleichfalls eine Beleidigung als feſt⸗ 
ſtehend an und erkannte auf 60 Mark Geldbuße oder 10 Tage Gefangniß. 


[Eine der intereſſanteſten Entdeckungen] der neueren Chirurgie dürfte 
nur Wenigen bekannt ſein. So unglaublich es für den Laien klingt, ſo kann 
ſich doch Jeder auf der Secirſtation der Berliner Charite überzeugen, daß 
wir den Zuſammenhang unſeres Ober⸗ und Unterkörpers — nur dem Luft⸗ 
druck verdanken. Unſer Oberſchenkel rubt nämlich vermittelſt eines ſpiegel⸗ 
glatt geſchliffenen Kaopfes, hermetiſch anſchließend, in einer ebenſo ſpiegel⸗ 
alatten bb des Hüftbeckens, und möge man nun ſämmtliche umliegende 
Sehnen und Muskeln bis auf die letzte Fleiſchfaſer durchſchneiden und abs 
löſen, fo wird das Bein nicht aus dem Becken fallen; ja, man fiebt das 
ſcheinbare Wunder, daß man an erſteres eiſerne Gewichte bis zu 60 Pfund 
anhängen kann, obne daß man es von dem Becken zu trennen bermag; erſt 
eine Ueberſteigung dieſes Gewichts führt die Trennung herbei — und zwar 
rührt dies daber, weil der Druck der Atmoſphaäre für die Oberfläche dieſes 
unſeres Körpertheils auf 60 Pfund berechnet iſt. Bohrt man von oben 
ein Loch in die Be hahumg, fo fällt mit dem Zutritt der Luft das 
Bein heraus, — es ſchließt wieder feit an, ſobald man das Loch mit dem 
Daumen feſt zudrückt. — Deshalb werden wir auf boben Bergen ſo müde, 
weil bei der Dünnheit der Luft, deren Druck auf dieſen Körpertheil beiſpiels⸗ 
weiſe zuletzt nur 30 Pfund betrage, die fehlenden 30 Pfund nun durch die 
anſtrengende Thätigkeit der umſchließenden Sehnen und Muskeln erſetzt 
werden müſſen. 

[Juſtiz-Miniſterigl⸗ Blatt.] Perſonal⸗ Veränderungen: Der 
Kreis⸗Gerichts⸗Director 1 in Salzwedel ift geſtorben. Den Kreis⸗ 
GerittzRäthen Bering in Erfurt, Borowski in Perleberg und Bude 
wald in Spandau find die Functionen als Abtbeilungs⸗Dirigenten bei den 


betreffenden Kreis⸗Gerichten übertragen. 
öhere Töchterſchule zu Schweidnitz. 


Eltern, welche Oſtern h. a. ihre Töchter der ſtädtiſchen böberen Töchter⸗ 
ſchule zu Schweidnitz zu übergeben beabſichtigen, erhalten Auskunft über dieſe 
Schulanſtalt, ſowie über geeignete Penſtonate durch [260] 


A. Engmann, - 


Nector der höb. Töchterſchule. 
Stammfeidel: an, 


Glaswaaren, Zinn ⸗Spielwaaren, 
Bettwärmer, Spritzen, auch Repa⸗ 
erg gi — 175 — billig 

\ rei udo etenstedy 
ee barg. n J Schubbr. 22, Glas u. ginn. Geſc⸗ 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graßl, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslan. 


Stroh, 


ſowohl langes wie mit der Maſchine 
gedroſchenes, wird in großen Poſten 
zu kaufen geſucht von der 23] 


